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Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung. Im Speziellen be-
grüsse ich Marco Salvini, welcher heute als neuer Stadtschreiber das erste Mal an der Ein-
wohnerratssitzung teilnimmt. Auf Kantonsebene sind gestern die politischen Verhältnisse 
für die nächsten 4 Jahre bestimmt worden. Ich gratuliere selbstverständlich dem wiederge-
wählten Stadtpräsidenten Hanspeter Hilfiker, den sich auf den hervorragenden ersten Er-
satzplätzen befindenden Irene Stutz, Susanne Heuberger, Werner Schib, Hannah Wey und 
Christoph Waldmeier. Hoffentlich rutschen Sie alle nach, dann hätte Aarau ja wirklich eine 
repräsentative Vertretung im Grossen Rat. Natürlich gratuliere ich auch allen anderen Kan-
didierenden zu ihren guten Resultaten und ihrem Engagement. Stellen wir uns doch ein-
mal vor, was mit unserer Demokratie passiert wäre, wenn auch die anderen 67,35 Prozent 
der Stimmberechtigten, welche im Bezirk Aarau nicht gewählt haben, ihre Stimme abgege-
ben hätten. In der Hoffnung, dass wir heute Abend im Einwohnerrat eine Stimmbeteiligung 
von 100 Prozent erreichen, komme ich deshalb auch gerade zur Präsenz. Im Moment sind 
44 Ratsmitglieder anwesend. Das absolute Mehr liegt bei 23. Entschuldigt haben sich 
Sandra Blank, Samuel Marti und Fabienne Luder. Es fehlen noch Alexander Umbricht und 
Matthias Zinniker, welche später wahrscheinlich noch erscheinen werden. 

Die Traktandenliste ist ordnungsgemäss zugestellt worden? Gibt es noch Anträge oder Be-
merkungen dazu? Das ist nicht der Fall. 
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Traktandum 2 

Anfrage Christoph Müller (SVP):  Geheimniskrämerei und Desinformation im Zusam-
menhang mit der Aktion Mobility-Gutscheine 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 13. Mai 2024 hat Einwohnerrat Christoph Müller (SVP) 
eine Anfrage betreffend "Geheimniskrämerei und Desinformation im Zusammenhang mit 
der Aktion Mobility-Gutscheine" eingereicht. 
  
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Mit welchen Aufwänden/Kosten und Erträgen rechnet der Stadtrat für diese Aktion? 
 
Im Rahmen des einmaligen Pilotprojektes mit Mobility wurde seitens Mobility ein massge-
schneidertes, auf die Bedürfnisse der Stadt Aarau ausgerichtetes Angebot erstellt. Das An-
gebot beinhaltete nicht nur den Mobility-Zugang für Neukunden, sondern auch für beste-
hende Kunden eine Fahrtengutschrift im Wert von CHF 30.00. Im Rahmen der vereinbarten 
Pauschale von CHF 15'000 sind nebst der Bereitstellung der Fahrtgutschriften auch weitere 
Eigenleistungen von Mobility im Bereich Kommunikation und Marketing inbegriffen. An-
fang Januar 2024 wurde ein Flyerversand in alle Aarauer Haushalte durchgeführt. Der 
Druck der Flyer (Faslerdruck) kostete CHF 1'061.55 und der Versand (Promopost) CHF 
2'266.89. Die Gesamtkosten für den Flyerversand belaufen sich damit auf CHF 3'328.44. 
Im Juni 2024 wurde an verschiedenen Standorten auf dem Stadtgebiet mittels einer Plakat-
aktion erneut auf das Angebot aufmerksam gemacht. Die Druckkosten der insgesamt zehn 
Plakate (Druckerei Suhr) belaufen sich auf CHF 200.00. Die sechsmonatige Aktion, welche 
bis Ende Juni lief, verursachte entsprechend Gesamtkosten in der Höhe von CHF 
18'528.44.  
 
Für die Abklärungen, Telefonate und die vier Sitzungen mit Mobility ist ein interner Ar-
beitsaufwand von rund neun Stunden angefallen. Sonstige Zahlungen, Verpflichtungen  
oder Forderungen wurden im Zusammenhang mit diesem Projekt nicht getätigt.  
 

Frage 2:  
Mit welchen Netto-Gesamtkosten rechnet der Stadtrat für diese Aktion? 
 
Siehe Antwort 1. 

Frage 3:  
Auf welche wissenschaftlichen Studien stützt sich der Stadtrat konkret, wenn er die Be-
hauptung aufstellt, dass "ein Carsharing-Auto durchschnittlich elf Privatautos ersetzt?" 
 
Gemäss dem Bundesamt für Umwelt trägt das stationsbasierte Carsharing nachweislich zu 
einer nachhaltigen Mobilität bei, da viele Nutzende auf den Kauf eines eigenen Autos ver-
zichten, das bestehende Auto abschaffen oder ihre Wege auf andere Verkehrsmittel vertei-
len. Eine Untersuchung des EU-Forschungsprojektes STARS zeigt, dass die Motorisierungs-
quote von Haushalten nach der Anmeldung bei einem stationsbasierten Carsharing-Dienst, 
wie beispielsweise Mobility, von 0.65 Autos pro Haushalt auf 0.22 sank. Darüber hinaus 
wurde im "Policy Toolkit" des STARS-Projekts eine vergleichende Untersuchung durchge-
führt, die aufzeigt, dass stationsbasiertes Carsharing zum Rückgang des Autobesitzes bei-
trägt; in einer deutschen Fallstudie wurde festgestellt, dass ein stationsbasiertes Carsha-
ring-Auto bis zu 16 private Autos ersetzt. Im Rahmen des Projektes STARS, welches Teil 
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von Horizon 2020 ist, wurden diverse weiterführende Studien durchgeführt, welche den 
Nutzen als auch die Limitationen von Carsharing aufzeigen.  
 
Eine Untersuchung des Forschungsinstituts Interface zeigt, dass jeder fünfte private und 
jeder zweite geschäftliche Mobility-Nutzende mindestens ein zusätzliches Auto anschaffen 
würde, wenn es den Carsharing-Dienst nicht gäbe. Diese Studie schätzt, dass durch Mobi-
lity etwa 35'000 Autos eingespart werden, was zur Schlussfolgerung führt, dass ein Mobi-
lity-Auto durchschnittlich elf private Autos ersetzt.  

Frage 4:  
Haben die Stadt Aarau und/oder Mobility während der Planung der Gutschein-Aktion ein 
Ziel definiert, wie viele Gutscheine (absolut und als Prozentsatz der insgesamt im Rahmen 
der Aktion ausgegebenen Gutscheine) eingelöst werden? Gibt es ein Ziel, wie viele Mobility-
Neukunden in Aarau aufgrund der Aktion angestrebt werden? Weiter interessiert eine Ge-
genüberstellung der im Rahmen dieser Aktion gewonnen Neukunden mit der Anzahl Mobi-
lity-Neukunden, die normalerweise innert einer Periode (Monate/Jahre) in Aarau ohne städ-
tische Anreizprogramme zu verzeichnen sind. 
 
Bei der Mobility-Gutschein-Aktion handelt es sich um eine Sensibilisierungskampagne. Die 
Aktion hatte zum einen zum Ziel, das Bewusstsein fürs Carsharing zu erhöhen, und zum 
anderen sollte die Aktion einen niederschwelligen Zugang zu Carsharing-Dienstleistungen 
ermöglichen. Da insbesondere der bewusstseinsbildende Anteil der Massnahme nicht ein-
fach über die Zahl der eingelösten Gutscheine erfasst werden kann, sondern hierfür auf-
wändige und entsprechend ressourcenintensive Befragungen nötig wären, wurde aus 
Gründen der Verhältnismässigkeit (Kosten der Massnahme vs. Kosten der Evaluation) auf 
eine klare Zielerreichungsüberprüfung verzichtet.  
 
Nichtsdestotrotz soll die Aktion zum Abschluss ausgewertet und bewertet werden. Insge-
samt wurden im Verlaufe der Aktion 316 Promocodes eingelöst, bezogen auf die Anzahl 
der Mobility-Kunden in Aarau heisst das, dass rund 15 % davon profitiert haben. Dies kann 
als zufriedenstellend beurteilt werden. 

Christoph Müller, Mitglied: Mit Genugtuung habe ich festgestellt, dass man auf berech-
tigte Fragen wenigstens im zweiten Anlauf eine Antwort bekommt. Weniger beeindruckt 
bin ich allerdings weiterhin mit der Qualität dieser Antworten. Ich bin wirklich nicht ganz 
sicher, ob man meine gestellten Fragen nicht verstehen kann, nicht verstehen will oder ob 
es nur daran liegt, dass man keine Antworten liefern möchte. Damit die Stadtkasse nicht 
weiter belastet wird, habe ich die aus meiner Sicht immer noch nicht vollständig beantwor-
teten Fragen der Mobility direkt gestellt. Von dieser Stelle wurden mir dann die entspre-
chenden Antworten geliefert. Ich möchte kurz zusammenfassen: Per Promo-Post sind 
13’315 Flyer in die Haushalte versendet worden. Die Mobility hat gemäss eigenen Anga-
ben vor dieser Aktion 1940 Kunden in Aarau gehabt. Somit wurden diese Promo-Codes 
auch an etwa 2000 Personen verschickt. Eingelöst worden sind 316 Gutscheine. Davon 
sind 291 von bestehenden Kunden eingelöst worden. Aus diesen beiden Zahlen ist ersicht-
lich, dass die Mobility, dank dieser Aktion, welche den Steuerzahler und die Steuerzahle-
rinnen etwa 20’000 Franken gekostet hat, exakt 25 Neukunden gewinnen konnte. Ein 
Budget von 800 Franken pro Neukunde gibt es nicht einmal im Private Banking, um Kun-
den zu akquirieren. Es ist eine Sache, wenn kritisches Denken und sorgfältige Planung für 
die ESG Religion geopfert wird. ESG steht für Environmental, Social and Governance. Dass 
die gesamte Kollekte sinnlos verjubelt wird, dafür gibt es meiner Meinung nach keine 
Rechtfertigung. Ich möchte auch noch darauf hinweisen, dass die vom Stadtrat zitierten 
Pseudo-Studien die Sache nicht wirklich besser machen. Man kann nämlich einfach und 
schlüssig zeigen, dass sich der motorisierte Verkehr in der Stadt mit dieser Aktion ganz 
sicher nicht reduziert hat. Es braucht dazu keine Gefälligkeitsstudie, sondern man muss 
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einfach wissen, ob er mathematische Induktionsbeweise führt. Mit sehr grosser Wahr-
scheinlichkeit ist auch das CO• nicht reduziert worden. Kurzum, die Aktion Mobility-Gut-
scheine ist ein Paradebeispiel für Ideologie. Schlussendlich wurde nachher die Sache als 
Sensibilisierungskampagne verkauft. De facto ist das eigentlich aber nichts Anderes gewe-
sen, als ein weiterer Umerziehungsversuch, welcher der Umwelt bestimmt nichts genützt 
hat. Ich kann nur hoffen, dass sich irgendjemand für die unglaubliche Geldverschwendung 
schämt. 
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Traktandum 3 

Anfrage Christoph Müller (SVP): Sammlung von Altpapier und Altkarton wirklich opti-
miert oder für's "gute Gewissen" getrennt? 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 23. Mai 2024 hat Einwohnerrat Christoph Müller (SVP) 
eine Anfrage betreffend Sammlung von Altpapier und Altkarton eingereicht. 
 
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 
 
Frage 1:   
In Bezug auf den reinen Sammelprozess der Wertstoffe "Altpapier" und "Altkarton" auf 
Aarauer Stadtgebiet, wie haben sich die effektiven finanziellen Gesamtkosten pro Kalen-
derjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2023 entwickelt? 
 
 
Kosten für Papier- und 
Kartonsammlungen 

2021 2022 2023 

12 Sammlungen Altpapier/Karton 
gemischt  
Personal- und Fahrzeugkosten  
(aufgrund Stunden-Rapportierung 

Mitarbeitende) 
Annahme Treibstoff- und 
Unterhaltskosten 
 

 
 

CHF 186'067 
 

CHF 14'300 
 

 
 

CHF 184'911 
 

CHF 17'800 
 

 

9 Sammlungen Altpapier  
10 Sammlungen Karton 
Personal- und Fahrzeugkosten
  
(aufgrund Stunden-Rapportierung 

Mitarbeitende) 
Annahme Treibstoff- und  
Unterhaltskosten 
 

   
 

CHF 255'787 
 

CHF 25'800 
 

Total CHF 200'367 CHF 202'711 CHF 281'587 
 
Im Rahmen der Umstellung sind weitere diverse Kosten (u.a. Anschaffung zusätzliche 
Mulde) in der Höhe von 47'250 Franken angefallen. Der grösste Teil dieser Kosten kann 
nicht einem einzelnen Jahr zugeordnet werden, sondern verteilt sich über die nächsten 
Jahre. 
 
Frage 2:  
Wie gross sind die finanziellen Gesamterträge aus dem in Frage 1) beschriebenen Sammel-
prozess pro Kalenderjahr vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2023? 
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Sammelertrag  2021 2022 2023 
Altpapier gemischt  
(exkl. MwSt) 

CHF 91'707.00 CHF 90'471.20  

Altpapier separat 
(exkl. MwSt) 

  CHF 43'249.50 

Altkarton separat 
(exkl. MwSt) 

  CHF 39'839.40 

 
Während der Pandemie sind aufgrund der massiven Zunahme der Online-Käufe 
insbesondere die Kartonmengen stark angestiegen. Die Mengen haben sich nun wieder 
reduziert und somit fallen auch die Erträge tiefer aus. 

Frage 3:  
Ist es korrekt, dass die auf Aarauer Stadtgebiet gesammelten Wertstoffe "Altpapier" und 
"Altkarton" schlussendlich völlig unabhängig vom Sammelprozess (gemischt oder getrennt) 
sortengetrennt rezykliert wurden/werden)? 
 
Ja, das ist korrekt. 

Frage 4:  
Welche Mengen "Altpapier" und "Altkarton" wurden auf Stadtgebiet in den Kalenderjahren 
2021, 2022 und 2023 gesammelt (in den Quartieren und an den Sammelstellen), und zu 
welchen Durchschnittspreisen konnten diese Wertstoffe verkauft werden? 
 
 
Jahr Menge 

Altpapier 
(Tonnen) 

Ø Verkaufs-
preis pro Tonne 
(CHF) 

Menge 
Altkarton 
(Tonnen) 

Ø Verkaufs-
preis pro 
Tonne (CHF) 

Kombi-
nierte 
Menge Alt-
papier und 
Altkarton 
(Tonnen) 

Ø Verkaufspreis 
pro Tonne (CHF) 

2021 
    1147 T 

54 T* 
CHF 70 
CHF 90* 

2022 
    

1172 T 
Jan-Apr.  CHF 
90**  
Mai-Dez. CHF 70  

2023 480.55 T CHF 90 442.66 T CHF 90   
 
  * Test-Lieferung Karton an die Firma Model  
** Die Firma APS Altpapier Service Schweiz AG hat in den ersten 3 Monaten des Jahres 
2022 einen zu hohen Preis vergütet (CHF 90 anstatt CHF 70). Ab Mai 2022 wurde dann der 
richtige Preis verwendet. Die Auszahlung der Monate Januar bis April wurde jedoch bei 
CHF 90 belassen. 

Frage 5:  
Wurden vor der Umstellung vom Sammeltyp 1 (gemischt) auf Sammeltyp 2 (getrennt) ent-
sprechende Kosten- und Ertragsanalysen gemacht; resp. wurden Prognosen erstellt, wie 
sich die Kosten und Erträge in Abhängigkeit vom Sammeltyp und der Entwicklung der be-
kanntermassen volatilen Preisen für Altpapier und Altkarton entwickeln könnten? 
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Die Firma CSD Ingenieure hat im Jahr 2022 die verschiedenen Varianten bezüglich Erträge 
und der CO2-Bilanz beurteilt. Sie kam zum Schluss, dass mit einem gewissen Mehraufwand 
bei den Sammeltouren Mehreinnahmen generiert und pro Jahr rund 9'800 LKW-Kilometer 
bzw. ca. 7.6 t CO2 eingespart werden können. Weitere CO2-Emissionen fallen durch den 
Wegfall des Sortierprozesses in Utzenstorf weg. 

Frage 6:  
Haben Stadt und/oder Werkhof eine saubere Umweltanalyse gemacht und die beiden Sam-
meltypen 1 und 2 (also gemischt vs. getrennt) einander in einer Umweltbilanz gegenüber-
gestellt? 

Siehe Antwort zu Frage 5. 

Frage 7:  
Wie beurteilt der Stadtrat die Umstellung von Sammeltyp 1 (gemischt) auf den Sammeltyp 
2 (getrennt) für die folgenden Aspekte auf einer Skala von 1 bis 10? 
 
Aspekt Sehr unzufrieden             Sehr zu-

frieden 
           
Finanzielle Auswirkungen (Stadtkasse) 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 
Auswirkungen auf die Umwelt 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 
Verbesserung Dienstleistung für Bevölke-
rung 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

Die Umstellung von der gemischten zu einer getrennten Papier- bzw. Kartonsammlung er-
folgte ausdrücklich aufgrund von ökologischen wie auch recycling-technischen Aspekten. 
Die Reduktion von unnötigen LKW-Kilometern und die Beseitigung des maschinellen Sor-
tierprozesses und die damit verbundene Reduktion des CO2-Ausstosses standen dabei im 
Zentrum. Ein weiterer Grund ist der damit generierte höhere Reinheitsgrad des Sammelgu-
tes, welcher einen Mehrwert für den Recyclingprozess bedeutet. Als Nebeneffekt kann 
dadurch eine um 20 Franken pro Tonne höhere Vergütung erzielt werden. 

Christoph Müller, Mitglied: Ich muss ein wenig vorsichtig sein, weil nicht alle Fragen ganz 
so klar beantwortet worden sind und Frau Wenk versprochen hat, die Antworten noch 
nachzuliefern. Kurz zusammengefasst kann man aus dieser Antwort entnehmen: Die Um-
stellung auf eine getrennte Sammlung von Altpapier und Altkarton ist ökologisch ein abso-
luter Unsinn, weil Altpapier und Altkarton schon vorher getrennt recycelt worden sind, ob-
wohl man gemischt gesammelt hat. Die Umstellung ist auch in ökonomischer Hinsicht ein 
kompletter Unsinn. Zwar kann man aus der Antwort entnehmen, dass vermutlich etwa 10 
bis 15 Tonnen CO• eingespart werden. Wer nachschaut, realisiert ziemlich schnell, dass 
sich das für etwa 375 Franken vollständig kompensieren lässt. Wenn ich mich nicht ver-
rechnet habe, hat diese Übung uns Steuerzahlerinnen und Steuerzahler etwa 140’000 
Franken gekostet. Das ist etwa 350 Mal mehr, als die Zertifikate gekostet hätten. Es ist 
dazu zu sagen, dass auch für die Bevölkerung kein Mehrwert entstanden ist. Mit der alten 
Methode sind nämlich das Altpapier und der Altkarton zwölf Mal im Jahr abgeholt worden. 
Mit der neuen Methode ist uns allen klargeworden, dass es weniger als zwölf Mal für das 
Altpapier und auch weniger als zwölf Mal für den Altkarton ist. Wie ich weiss, wurden an 
gewissen Orten zusätzliche Mulden aufgestellt, zum Beispiel in der Telli. Das ist sicher zu 
begrüssen, aber das Aufstellen der zusätzlichen Sammelmulden hat de facto nichts mit 
der Umstellung auf getrennte Sammlung zu tun. Man hätte die Mulden auch mit der alten 
Methode hinstellen können. Vermutlich hätte es weniger Mulden gebraucht, denn, wenn 
man alles in die gleiche Mulde werfen kann, braucht es nur eine anstelle von zwei Mulden. 
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Der Bevölkerung hat die Umstellung nichts gebracht. Die Dienstleistung ist schlechter als 
vorher. Im Übrigen denke ich, dass es auch für das Stadtbild nicht unbedingt förderlich ist. 
Es stehen so nämlich 19 Mal im Jahr Haufen am Strassenrand und früher hat man das 
zwölf Mal im Jahr gehabt. Die volle Punktzahl gebe ich dem Stadtrat allerdings bei der Di-
mension ESG. Umerziehung der Bevölkerung. Es gibt zwar vereinzelt immer noch wenig 
störrische Leute, welche Sachen herausstellen und diese nachher mit diesen farbigen Kle-
bern verziert werden. Aber im Grossen und Ganzen sind die Kleber verschwunden. 

. 
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Traktandum 4 

Anfrage Christoph Müller (SVP):  Begegnungsorte / MONAMO Aarau – Verschwendung 
von Steuergeldern? 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 10. Juni 2024 hat Einwohnerrat Christoph Müller (SVP) 
eine Anfrage betreffend "Begegnungsorte / MONAMO Aarau – Verschwendung von Steuer-
geldern?" eingereicht. 

 
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Allgemeine Erläuterungen im Zusammenhang mit der Anfrage 

Bei MONAMO handelt es sich um ein Programm des Bundesamtes für Energie (BFE), das 
zum Ziel hat, innovative Ansätze für eine nachhaltige Gemeindemobilität zu entwickeln 
und zu erproben. Bei MONAMO handelt es sich folglich um ein Innovationsvorhaben. Die 
Stadt Aarau hat auf Basis eines Multi-Stakeholderprozesses das Programm "MONAMO 
Aarau – Die Sharing-Modellstadt" entwickelt. Nach Kreditgenehmigung durch den Einwoh-
nerrat am 21. Juni 2021 erfolgte die Eingabe beim Bund. Die Stadt Aarau erhielt als eine 
von zwei Schweizer Städten den Zuschlag zur Umsetzung des eingereichten Massnahmen-
programms. Das eingegebene Programm inkl. Kurzbeschrieb der verschiedenen Massnah-
men sowie der je Massnahme definierten Zielgruppen und verkehrlichen Zielsetzungen lie-
gen dieser Beantwortung bei. Der Bund beteiligt sich im Rahmen des Programms mit 40 % 
und maximal 500'000 Franken an den Gesamtprojektkosten. 

Frage 1:  
Kann der Stadtrat ein einfaches und hoffentlich auch plausibles Beispiel dafür machen, mit 
welchem Mechanismus ein «Begegnungsort» dem postulierten Ziel «Die Wege der Quartier-
bewohnenden sollen durch leicht erreichbare Treffpunkte in den Quartieren verkürzt wer-
den» zudient, resp. echten Mehrwert erzeugt? 
 
Die Begegnungsorte schaffen auf einfache Weise Räume, die das Zusammenkommen der 
Quartierbewohnenden fördern. Diese Treffpunkte sind leicht zugänglich und niederschwel-
lig, was sie sowohl für spontane als auch geplante Begegnungen ideal macht. Dies fördert 
die Entstehung persönlicher, lokaler Netzwerke, was langfristig die Nachbarschaftsbezie-
hungen stärkt. Eine bessere Vernetzung im Quartier führt dazu, dass die Bewohnenden 
langfristig mehr Zeit in ihrer direkten Umgebung verbringen, da sie für Freizeitaktivitäten 
oder soziale Kontakte weniger in andere Stadtteile ausweichen müssen. Dadurch werden 
Wege eingespart, da viele Bedürfnisse wie soziale Interaktion und Freizeitgestaltung direkt 
vor Ort erfüllt werden können. Beispielsweise stärkt die gemeinsame Pflege der Hochbeete 
das Gefühl von Verantwortung und Zusammenarbeit innerhalb des Quartiers. 

Der wirkliche Mehrwert der Begegnungsorte liegt also nicht nur darin, dass sie einen Bei-
trag zur Verkürzung der täglich zurückgelegten Wegstrecken leisten können, sondern 
auch das Gemeinschaftsgefühl und die lokale Verbundenheit fördern. 

Frage 2:  
Was sind die Gesamtkosten für den Begegnungsort Wallerplatz? 

Der Begegnungsort am Wallerplatz wurde nach Anregung aus der Bevölkerung zur Binzen-
hof-Wiese verschoben. Eine Auflistung der Gesamtkosten des Begegnungsortes Wallerplat-
zes (neu: Binzenhof-Wiese) ist nicht möglich, da die Massnahme noch nicht abgeschlossen 



 

Sitzung vom 21. Oktober 2024 

Seite 317  

ist. Eine separate Kostenaufstellung für die einzelnen Begegnungsorte wurde nicht ge-
führt. Eine Gesamtkostenübersicht ist in der Frage 3 ersichtlich. 

Frage 3:  
Wie viele Begegnungsorte leistet sich die Stadt im Rahmen des MONAMO-Projekts (geplant 
waren 5) und welche Gesamtkosten (aufgeteilt in Erstinstallation, Unterhalt, Rückbau und 
Schlusserlös/-kosten) verursachen diese Begegnungsorte insgesamt? 

Im Rahmen des MONAMO-Projektes wurden wie geplant fünf Begegnungsorte umgesetzt. 

Die geforderte Gesamtkostenaufstellung kann erst nach Projektabschluss erstellt werden. 
Zu den Gesamtprojektkosten des MONAMO-Vorhabens siehe Beantwortung Frage 7. 

Die bisherigen Drittmittelkosten der Begegnungsorte (Stand September) setzen sich wie 
folgt zusammen: 
 

Zeitraum Leistung Kosten  
Q2 2022 Teilerstellung Mobiliar im Rahmen 

der Aktion "Klimainsel", Prozessor 
CHF 10'485.00 

Q1 2023 Plakate Begegnungsorte, Faslerdruck CHF 316.65 
Q3 2023 Anfertigung Mobiliar plus Zusam-

menbau mit Bevölkerung, Prozessor 
CHF 8'476.00 

Q4 2023 Bepflanzung der Hochbeete, Alte 
Stadtgärtnerei Aarau  

CHF 1'110.50 

 Gesamtsumme inkl. MwSt.  CHF 20'388.15 
 

Frage 4:  
Hat die Stadt im bisherigen Verlauf des MONAMO-Projekts Nutzungszahlen erhoben zu die-
sen Begegnungsorten? 

Für die MONAMO-Massnahmen der Stadt Aarau wurde ein Evaluationskonzept erstellt. Für 
die Massnahme "Begegnungsorte" läuft zurzeit ein Monitoring, bei dem die Stadt Aarau die 
Häufigkeit und Zufriedenheit des angebotenen Mobiliars der Begegnungsorte bei den Nut-
zenden ermittelt. Die Ergebnisse liegen derzeit noch nicht vor. Jedoch konnten bereits po-
sitive Rückmeldungen zu den Begegnungsorten entgegengenommen werden. So wird das 
Mobiliar beispielweise im Dreieckspark Kirchbergstrasse/Gysulastrasse (Scheiben-
schachen) bzw. "Sonnmattplatz" sehr geschätzt und im Rahmen der Stadtidee "Sommer-
plausch auf dem Sonnmattplatz" und deren Aktivitäten einbezogen. Mit der gleichzeitigen 
ökologischen Aufwertung des Sonnmattplatzes, die im Rahmen der Entsiegelung der be-
stehenden Parkplätze realisiert wurde, kann sich dieser Begegnungsort zu einem beliebten 
Treffpunkt mit vielfältiger Funktion entwickeln. 

Frage 5:  
Ist das Teilprojekt «Begegnungsorte» aus Sicht des Stadtrats als Erfolg zu werten? 

Aktuell kann der Erfolg des Teilprojekts "Begegnungsorte" noch nicht abschliessend be-
wertet werden, da es sich noch in der Umsetzung befindet. Im Rahmen eines Monitorings 
werden relevante Indikatoren und Entwicklungen beobachtet, um Aussagen über den Er-
folg treffen zu können. Eine endgültige Einschätzung und ein Fazit werden nach Abschluss 
des Projektes erfolgen. 
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Frage 6:  
Hat der Stadtrat im Vorfeld der MONAMO-Übung eine wissenschaftliche Analyse gemacht, 
um zu bestimmen, mit welchem Ressourcen-Einsatz allfällige Ressourcen-Einsparungen 
möglich sind? Wie sieht es «unter dem Strich» aus? Resultiert netto eine Ressourcen-Einspa-
rung oder ist MONAMO netto eine Ressourcen-Verschwendung? 

Das von der Stadt Aarau eingegebene Umsetzungsprogramm erhielt nach Prüfung durch 
ein Expertengremium des BFE als eines von zwei Programmen den Zuschlag, da es sich 
nach deren Einschätzung um ein innovatives und erfolgsversprechendes Projekt handelte. 
Eine wie in der Frage beschriebene wissenschaftliche Analyse wurde nicht gemacht, da die 
Effekte eines Teils der Projekte (insbesondere der Projekte im Handlungsfeld "Mobilität 
und Freizeit") erst mittelfristig wirken werden und sich verschiedene, auch externe Fakto-
ren überlagern, was eine genaue Ursachen/Massnahmen-Wirkung-Abschätzung sehr 
schwierig macht. Es wären diverse Annahmen zu treffen, die wiederum zu Diskussionen 
und entsprechenden Fragen führen würden. Eine wie in der Frage geforderte vorgängige 
Analyse widerspräche in gewisser Weise auch dem Innovationsansatz. 

Frage 7:  
Was sind die budgetierten Gesamtkosten für das MONAMO-Projekt, das sich gemäss Infor-
mation der Stadt über einen Zeitraum von fünf Jahren erstrecken wird? 

Die im Rahmen der Projektentwicklung geschätzten Gesamtkosten sind in der Einwohner-
ratsbotschaft vom 3. Mai 2021, welche der Einwohnerrat am 21. Juni 2021 verabschiedet 
hat, aufgeführt (siehe auch nachfolgende Tabelle). Darin enthalten sind die von der Stadt 
getragenen Kosten (inkl. interner Personalaufwände) sowie, mit Ausnahme des Projekts 
Bike-Sharing, auch die von den privaten Partnern getragenen Kosten (siehe Anmerkung in 
der nachfolgenden Tabelle). Bei den dargestellten Kosten handelt sich um die bei der Pro-
jekteingabe budgetierten Maximalkosten. Allfällige Projektanpassungen oder -abbrüche 
können zu reduzierten Kosten führen. 

Frage 8:  
Hat der Stadtrat Kenntnis von Projekten, die pro investierten Steuerfranken einen für die 
Einwohnerinnen und Einwohner von Aarau grösseren Ertrag erzeugen würden als das MO-
NAMO-Projekt, die aber nicht durchgeführt wurden? 

Nein. 

Frage 9:  
In der Privatwirtschaft ist es kein Geheimnis, dass «schlechte Geschäfte, die man nicht ge-
macht hat», gute Geschäfte sind. Wurde jemals in Betracht gezogen, auf die Durchführung 
des MONAMO-Projekt zu verzichten? 

Nach Erhalt des Zuschlags durch des BFE (vgl. dazu auch Beantwortung Frage 6) hat sich 
die Stadt Aarau vertraglich verpflichtet, das Projekt gemäss Eingabe durchzuführen. Bei 
MONAMO handelt es sich wie erwähnt um ein Innovationsprojekt (vgl. Beantwortung Frage 
6). Es liegt in der Natur von Innovationsprojekten, dass es im Projektverlauf zu Projektan-
passungen, aber auch zu Projektabbrüchen kommt. Solche müssen dem BFE gemäss Ver-
trag begründet beantragt werden. 

Christoph Müller, Mitglied: Die Antworten auf die Anfrage sind eine mittlere Herausforde-
rung für einen wie mich. Ich bin noch ohne solche Passwords und Glittersprache aufge-
wachsen. Ich lese hier zum Beispiel. "Monamo ist ein Innovations-Vorhaben der Stadt 
Aarau auf der Basis eines Multistakeholderprozesses für eine Sharing-Modell-Stadt". Ich 
habe meine beiden erwachsenen Kinder gefragt, ob sie das Mamba Jambo ein bisschen 
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übersetzen könnten. Aus Anstand wiederhole ich nicht, was sie geantwortet haben. Aber 
die Kurzversion für das Protokoll: "Fertiger Chabis". Störend an der Antwort des Stadtrats 
ist, dass man eigentlich beinahe den ganzen Text zuerst übersetzen muss, bevor es ein 
normal Sterblicher versteht. Ich lese zum Beispiel auch: "Eine bessere Vernetzung im Quar-
tier führt dazu, dass die Bewohnenden langfristig mehr Zeit in ihrer direkten Umgebung 
verbringen". Das tönt genügend harmlos, bis sie sich mit der UN Agenda 2030 auseinan-
dersetzt. Das Mamba Jambo des Stadtrats heisst auf Deutsch übersetzt nämlich: Aarau soll 
zur 15 Minutenstadt werden. Das heisst nicht etwa, dass wir jederzeit, von jedem Ort in 
Aarau, an jeden beliebig anderen Ort in Aarau, in maximal 15 Minuten hingelangen könn-
ten. Das wäre einmal ein schönes Ziel. Nein, man möchte uns eigentlich vorschreiben, 
dass wir unser Leben in einem Umkreis in einer Distanz von 15 Minuten von Daheim leben 
sollen. Man möchte uns also einsperren. Was als nachhaltige Mobilität verkauft wird, ist 
wirklich nichts anderes als das Element des Umerziehungsprojekts UN Agenda 2030. Das 
kann man so sehen oder auch nicht. Die Tatsache ist aber, dass wir in Aarau viele Treff-
punkte haben. Diese heissen jetzt offensichtlich Begegnungsorte, welche sich seit Genera-
tionen bewährt haben. Ich denke hier zum Beispiel an die Friedenslinde, den Kasinopark, 
die vielen praktischen Bänkli mit Rückenlehnen übrigens, welche an vielen schönen Orten 
zum Verweilen, Geniesse und zum Plaudern aufgestellt sind. Sogar am Bahnhof hat man 
sich mittlerweile daran erinnert, dass das Sitzen auf dem Boden dem Leitbild "Der Bahnhof 
ist für alle da", nicht wirklich gerecht wird. Es gibt ja auch noch Leute, die wollen nach 
dem Sitzen auch irgendeinmal wieder aufstehen Auch der Mitteldamm steht für ein gemüt-
liches Treffen seit 111 Jahren zur Verfügung. Dank einem brandneuen Urteil des Verwal-
tungsgerichts wird uns dieser zum Glück noch ein bisschen erhalten bleiben. In Bezug auf 
die Sache hat mich also die Antwort des Stadtrats nicht wirklich überzeugt. In Bezug auf 
die finanziellen Aspekte ist klar, es wird auch da ziemlich Kohle verdampft. Es ist eine Tat-
sache, je störrischer die Bevölkerung, desto teurer sind die Umerziehungsmassnahmen. 
Ich möchte darauf hinweisen, es spielt für Steuerzahlerinnen und Steuerzahler keine 
grosse Rolle, ob der Kanton oder der Bund auch noch etwas daran zahlt. Geldverschwen-
dung bleibt Geldverschwendung 
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Traktandum 5 

Anfrage Cornelia Forrer und Christoph Waldmeier (beide EVP/EW): Fortschreitender 
Dienstleistungsabbau der Post 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 19. Juni 2024 haben Einwohnerrätin Cornelia Forrer und 
Einwohnerrat Christoph Waldmeier (beide EVP/EW) eine Anfrage betreffend Fortschreiten-
der Dienstleistungsabbau der Post eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1: 
In welcher Form kann die Stadt Einfluss auf einen weiteren Dienstleistungsabbau und für 
wieder vermehrten Kundenservice, besonders auch auf der Hauptpost, nehmen? 

Die Stadt Aarau setzt sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten für einen nachhaltigen Service 
Public der Post zugunsten der Aarauer Bevölkerung ein, insbesondere bei der Objektent-
wicklung an der Bahnhofstrasse 1 (Hauptpost), in der die Post auch künftig einen wichti-
gen Standort betreiben soll. Auf das veränderte Kundenverhalten oder auf die Ausgestal-
tung einzelner Postdienstleistungen hat die Stadt jedoch keinen Einfluss. Als Eigentümerin 
der Post macht der Bund Vorgaben und Auflagen bezüglich des zu erbringenden Service 
Public. 

Der Stadtrat ist der Ansicht, dass die Post in der Stadt nach wie vor über ein gutes Netz an 
unterschiedlichen Dienstleistungsstandorten verfügt (Standortsuche – Die Schweizerische 
Post): 

• Post Filiale Bahnhofstrasse 

• Post Filiale Tellistrasse 

• Postfachanlage Bahnhofstrasse 

• PostFinance Poststrasse 

• My Post 24 Bahnhofstrasse 

• My Post 24 Hauptstrasse Aarau Rohr 

• My Post 24 Tellistrasse 

• My Post Service Igelweid Migros 

• Geschäftskundenstelle Self-Service Bahnhofstrasse 

• Geschäftskundenstelle Self-Service Tellistrasse 

• Postomat Metzgergasse 

• Postomat Bahnhofstrasse 

• Post Filiale aarau info Metzgergasse 

 



 

Sitzung vom 21. Oktober 2024 

Seite 321  

Frage 2:  
Ist das nun noch vorhandene und fett abgespeckte Angebot im Telli und in Rohr gesichert. 
Wenn ja, für welche Zeitspanne und in welcher Form? 

Die Post hat einen Grundauftrag und muss gemäss Vorgaben profitorientiert arbeiten. Das 
Kundenverhalten hat sich in den letzten 20 Jahren jedoch signifikant verändert. Der Pro-
zess der digitalen Transformation und damit der Verschiebung von physischen zu digita-
len Angeboten setzt sich fort. Es werden immer weniger Zahlungen in den Filialen abgewi-
ckelt und weniger Briefe aufgegeben, weshalb die Filialen der Post nach eigenen Angaben 
schon lange nicht mehr kostendeckend betrieben werden können. Der Zahlungsverkehr in 
den Filialen ist zum Beispiel in den letzten fünf Jahren um knapp 50 Prozent eingebrochen 
(Jahresergebnis 2023, Die Post). Im Juni 2024 hat der Bundesrat neue Reformvorschläge 
erarbeitet, die bis Februar 2025 in die Vernehmlassung geschickt werden sollen. Für die 
Zeit ab 2030 hält der Bundesrat eine umfassende Modernisierung der Grundversorgung 
für nötig. 

Vor diesem Hintergrund kann der Stadtrat nicht beurteilen, ob das heutige Angebot im 
Telli und in Rohr dauerhaft oder gegebenenfalls für wie lange in der heutigen Form gesi-
chert bleibt. 

Es ist nach Ansicht des Stadtrats jedoch auch für die Kundinnen und Kunden nicht zielfüh-
rend, krampfhaft an einem bestimmten und teilweise überholten Leistungsangebot aus 
der Vergangenheit festzuhalten. Ziel muss sein, ein den heutigen Gegebenheiten mög-
lichst optimal angepasstes Angebot zur Verfügung zu haben. So weisen z. B. die als Alter-
nativen für viele früheren posteigenen Standorte eingerichteten Partnerfilialen in etablier-
ten lokalen Geschäften grundsätzlich längere Öffnungszeiten auf, als die früheren tra-
ditionellen Poststellen. Ebenfalls wurde in Aarau-Rohr der "Service an der Haustüre" 
(https://www.post.ch/de/kundencenter/onlinedienste/hausservice/info) eingeführt. Ein 
vermeintlicher Leistungsabbau kann sich bei differenzierter Betrachtung letztlich als Leis-
tungsausbau erweisen. 

Frage 3:  
Hat auch die Hauptpost in näherer Zukunft weitere Einschränkungen und weiteren Abbau 
zu erwarten? 

Siehe Erläuterungen zu den Fragen 1 und 2. 

Frage 4:  
Was wird für Menschen in den Poststellen von Aarau getan, die eingeschränkte technische 
Möglichkeiten haben? (Computer, Bedienung, Plastikgeld, neue Einzahlungsform, Einschrei-
ben, immer weniger Beratung…) Kann diesbezüglich der Stadtrat Einfluss nehmen? 

Die noch 600 eigenen Filialen will die Post zu Dienstleistungszentren weiterentwickeln und 
dafür in den nächsten Jahren 100 Millionen Franken in neue Formate mit «attraktiver Er-
reichbarkeit» investieren. In den Filialen Wetzikon, Gossau ZH, Locarno 1, Lugano 1, Le 
Lignon, Vallorbe, Bülach, Kloten und Schaffhausen 7 prüft die Post derzeit, wie die Mitar-
beitenden in den Filialen interessierte Menschen in der digitalen Welt unterstützen können 
und ob die persönliche Beratung zu digitalen Themen Anklang findet. 

Der kostenlose Testbetrieb soll aufzeigen, ob ein solches Angebot Teil einer künftigen 
Grundversorgung sein könnte (Den digitalen Alltag meistern: Die Post testet ein Bera-
tungsangebot in Postfilialen - Post). 
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Der Stadtrat hat lediglich die Möglichkeit, im Rahmen seiner Kontakte mit der Post, insbe-
sondere bei der Objektentwicklung an der Bahnhofstrasse 1, auf die Wichtigkeit von un-
kompliziert zugänglichen Angeboten hinzuweisen. Als Eigentümerin der Post ist es der 
Bund, nicht der Stadtrat, der Vorgaben und Auflagen bezüglich des zu erbringenden Ser-
vice Public macht. 

Frage 5:  
Über 50 % der Dienstleistungen der Post wurden in den letzten 12 Jahren in der Schweiz 
abgebaut und mit Sicherheit auch im Kanton und in Aarau. Wann soll dies ein Ende haben?  

Siehe Erläuterungen zu den Fragen 1 und 2. 

Keine Bemerkungen zu dieser Anfrage. 
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Traktandum 6 

Mündliche Anfrage Gabriela Werder (FDP): Qualitätskontrollen an den Aarauer Volks-
schulen 

Gabriela Werder, Mitglied: Seit dem Schuljahr 2020/2021 ersetzt die kantonale Qualitäts-
kontrolle an den Aarauer Volksschulen die vorhergegangene externe Schulevaluation. Die 
kantonale Aufsicht prüft im Abstand von fünf Jahren an jeder Schule mit einem standardi-
sierten Prozess, ob die definierten Qualitätsansprüche erfüllt worden und die kantonalen 
Vorgaben eingehalten sind. In der Verordnung über die Qualitätssicherung an der Volks-
schule steht unter Punkt 3 Paragraf 12:" Informationen der Öffentlichkeit: Der Gemeinde-
rat informiert die Öffentlichkeit in geeigneter Weise über die Ergebnisse einer standardi-
sierten, vertieften oder ausserordentlichen Prüfung". Ich möchte den Stadtrat bitten, die 
Ergebnisse der standardisierten Prüfung, so wie auch der darauffolgenden vertieften Prü-
fung, an den Aarauer Volksschulen öffentlich zu publizieren. Schnellstmöglich wenn es 
geht, bis zur nächsten Sitzung. 

Franziska Graf-Bruppacher, Stadträtin: Bei der Kreisschule Aarau-Buchs kann man die Be-
zeichnung Gemeinderat durch Schulvorstand ersetzen, weil wir ein Gemeindeverband sind. 
Es wäre gut, diese Anfrage an den Kreisschulrat zu richten. Wenn es aber gewünscht wird, 
werde ich diese Aufgabe übernehmen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Gemäss Antwort von Franziska Graf ist somit der Schulvor-
stand für diese Publikation zuständig. 
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Traktandum 7 

Mündliche Anfrage Christoph Müller (SVP): KIFF 

Christoph Müller, Mitglied: In einer Medienmitteilung vom 14. März 2024 hat das Kiff da-
von gesprochen, dass die Teuerung kaum bis gar nicht spürbar ist. Gemäss Webseite KIFF 
ist die Baubewilligung am 17. April 2024 rechtskräftig geworden und am 28. Juni 2024 hat 
der Spatenstich stattgefunden. Seither sind vier Monate verstrichen. Von der Stadt hat man 
noch nicht viel gehört. Meine konkreten Fragen an den Stadtrat lauten: Erstens: Liegt dem 
Stadtrat eine aktuelle Kostenschätzung vor? Es ist ja jetzt mittlerweile davon auszugehen, 
dass grosse Teile des Auftrages nicht nur ausgeschrieben sind, sondern dass auch Offer-
ten vorliegen. Zweitens: Aus der Aussage: "die Teuerung ist kaum bis gar nicht spürbar", 
darf man vermutlich schliessen, dass die effektiven Kosten nicht unter der ursprünglichen 
Kostenschätzung liegen. Damit würde daraus folgen, dass der Verein KIFF einen Betrag 
von 5.8 Millionen Franken beisteuern müsste. Welcher Betrag ist im Moment vom Beitrag, 
welcher der Verein KIFF leisten muss, gesichert? Letzte Frage: Welcher Betrag der von der 
Stadt zugesicherten 12 Millionen Franken ist bisher ausbezahlt worden? 

Suzanne Marclay-Merz, Stadträtin: Ich habe diese Fragen auch gerade erst jetzt erhalten. 
Es wäre unseriös, wenn ich jetzt dazu eine Aussage machen würde. Ich kann nur ganz 
grob erläutern, dass das erste Vergabepakete, wovon wir die Kostenschätzung zur Kennt-
nisnahme erhalten haben, positiv ausgefallen ist. Wie es jetzt gerade Stand heute aktuell 
aussieht, können wir klären, wenn das gewünscht wird. Heisst das nun, dass wir auf die 
nächste Sitzung eine Antwort zu dieser Anfrage ausarbeiten sollen, oder wie genau lautet 
der Auftrag auf eine solche mündliche Anfrage? Wir würden die Anfrage so entgegenneh-
men und würden diese auf schriftlichem Weg beantworten. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Somit nehmen wir die Anfrage in das Geschäftsverzeichnis 
auf. 

Ich gebe noch zwei genehmigte Fristverlängerungen von Postulaten bekannt: 
 
 Postulat "Die Klimapolitik auf den Boden gebracht". Fristverlängerung bis 31. Oktober 

2024 
 Postulat "Aarau als attraktiver Unternehmensstandort langfristig sichern". Fristverlän-

gerung bis 31. Januar 2025. 
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Traktandum 8 

Ersatzwahl eines Mitglieds des Wahlbüros für den Rest der Amtsdauer 2022-2025 (an-
stelle von Rafael Kaiser) 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Raphael Kaiser hat am 10. August 2024 seinen Rücktritt aus 
dem Wahlbüro eingereicht. In seiner Abwesenheit – sofern er nicht anwesend ist, ich habe 
ihn nicht gesehen - möchte ich mich für seine Arbeit, meistens am Sonntagmorgen früh 
bedanken. Das Amt im Wahlbüro ist ein bisschen unscheinbar, aber es ist kein unwichtiges 
Amt, sondern garantiert das Funktionieren unseres demokratischen Rechtsstaats, indem 
es mit schnellen und richtigen Resultaten der Wahlen und Abstimmungen vertrauen 
schafft. Kleine Fehler oder falsche Formeln können eine grosse Wirkung haben, wie wir bei 
den letzten Abstimmungen oder bei den Wahlen zum Beispiel beim Stadtrat in St. Gallen 
gesehen haben. Schlussendlich ist dieses Amt auch noch besser bezahlt, als die Einwoh-
nerratssitzungen. Die SP schlägt Frau Irene Benz für die Ersatzwahl vor. Möchte sie den 
Wahlvorschlag begründen? 

Irene Stutz, Mitglied: Ich freue mich, Ihnen Irene Benz aus unsern Reihen für das Amt im 
Wahlbüro vorzuschlagen. Sie ist 60 Jahre alt und auch deshalb die ideale Besetzung, weil 
sie genau weiss, was auf sie zukommt. Sie ist nämlich in ihrer früheren Wohnsitzgemeinde 
bis vor ein paar Jahren ebenfalls politisch engagiert und dort im Wahlbüro ihrer Gemeinde 
tätig gewesen. Wir freuen uns, wenn Sie diese Wahl unterstützen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Gibt es weitere Wahlvorschläge? Da dies nicht der Fall ist, 
gelangen wir zur Wahl. Ich bitte Sie, die ausgeteilten Wahlzettel auszufüllen. 

Wahlprotokoll 

Ausgeteilte Wahlzettel      46 
 

Wahlergebnis 
 
Eingelangte Wahlzettel      46 
Ausser Betracht fallende Wahlzettel 
- ganz leere         1 
- ungültige         0 
In Betracht fallende Wahlzettel     45 
Anzahl der zu Wählenden         1 
Gesamtzahl der gültigen Stimmen     45 
Absolutes Mehr       23 

Gewählt ist Irene Benz       45 Stimmen 
Vereinzelt gültige Stimmen      0 
Total gleich der Gesamtzahl der gültigen Stimmen 

Ich gratuliere Irene Benz zur Wahl. 
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Traktandum 9 

HKVA Pestalozzischulhaus, Dachausbau; Projektierungskredit 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 9. September 2024 stellt der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat bewilligt den Projektierungskredit für den Dachgeschossausbau Ost der 
HKVA Pestalozzi-Schulhaus in der Höhe von 410'000 Franken inkl. 8.1 % MwSt. 

Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 24. September 2024 geprüft und stellt 
dem Einwohnerrat einstimmig den Antrag, das Geschäft zu genehmigen. Das Votum der 
FGPK wird von Angela Milesi vorgetragen. 

Angela Milesi, Mitglied: Das Geschäft ist mit Wohlwollen aufgenommen worden. Es hat 
ein paar Fragen zur Einteilung gegeben, hauptsächlich hinsichtlich der neuen Gruppen-
räume, welche mit kreisförmigen Vorhängen gestaltet werden sollen. Es wurde auch eine 
Frage zur Nachhaltigkeit gestellt. Diese wird, soweit möglich, berücksichtigt. Dabei muss 
auch auf den Denkmalschutz Rücksicht genommen werden. Sie haben es möglicherweise 
gelesen, dass die Stadt keine Kosten tragen muss. Der gesprochene Kredit wird später ab-
bezahlt. Der positive Beschluss der FGPK fiel einstimmig aus. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Wir sind natürlich sehr froh, dass die Handelsschule KV Aarau 
Bedarf hat. Das zeigt, dass es dieser Schule gut geht und dass sie floriert. Wir sind auch 
froh, dass das angemeldete Raumbedürfnis auch in den Räumlichkeiten des bestehenden 
Pestalozzi-Schulhauses erfüllt werden kann. Die linke Dachhälfte des Gebäudes ist ja be-
reits ausgebaut und deshalb hat man gewisse Erfahrungen, ob das funktioniert oder nicht 
funktioniert. Jetzt wird einfach die andere Hälfte des Daches umgebaut und dann ist das 
Gebäude vollständig belegt. Es gibt dann keine zusätzlichen Räume mehr, die zur Verfü-
gung stehen. Das Vorhaben wird also dazu führen, dass die Kapazitäten total ausge-
schöpft sind. Wichtig ist für uns, dass keine zusätzliche Belastung auf die Stadt zukommt. 
Natürlich ist die Abzahlung des Kredits auf eine relativ lange Zeit angedacht. Rund 28 
Jahre. Wenn man davon ausgehen müsste, dass es keine solvente Institution wäre, dann 
wäre das vielleicht ein Risikogeschäft. Das ist es aber nicht. Die Kaufmännische Schule er-
hält ja auch Beiträge des Kantons und deshalb musste das Ihnen unterbreitete Vorhaben 
vom Kanton auf die Plausibilität und auf die Sinnhaftigkeit überprüft werden. Die Zustim-
mung ist vom Kanton gekommen. Das heisst, dass das Geschäft für die Stadt kein Risiko 
bedeutet. Deshalb bin ich froh, dass das Geschäft auch von der FGPK entsprechend wohl-
wollend aufgenommen worden ist. Ich beantrage ebenfalls eine Zustimmung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 
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Beschluss 

Der Einwohnerrat bewilligt den Projektierungskredit für den Dachgeschossausbau Ost der 
HKVA Pestalozzi-Schulhaus in der Höhe von 410'000 Franken inkl. 8.1 % MwSt. 

 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 



 

Sitzung vom 21. Oktober 2024 

Seite 328  

Traktandum 10 

Taktverdichtung Buslinie 6, Strecke Bahnhof - Kantonsspital (Tellstrasse) 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 16. September 2024 stellt der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Verpflichtungskredit von 506'400 Franken zur Finanzierung der Taktverdichtung zwi-
schen Bahnhof Aarau und dem Kantonsspital Aarau, auch während der Nebenverkehrszei-
ten im Zeitraum Dezember 2025 bis Dezember 2028, wird genehmigt. 
 
Die FGPK hat das Geschäft in ihrer Sitzung vom 24. September 2024 geprüft und stellt 
dem Einwohnerrat Antrag, das Geschäft zu genehmigen. Kommissionssprecherin ist Re-
gina Tschopp Schmid. 

Regina Tschopp, Mitglied: Die FGPK hat sich am 24. September 2024 mit diesem Ge-
schäft befasst. Als Auskunftspersonen standen Stadtrat Werner Schib und Marco Caprese, 
Co-Leiter Sektion Stadtentwicklung, zur Verfügung. Die Auskunftspersonen haben erläu-
tert, dass die Linie 6 heute im Halbstundentakt vom Bahnhof zum Spital verkehrt und auf-
grund der Grösse des Spitals streben der Stadtrat und das KSA einen Viertelstundetakt 
jetzt neu an. Die Einführung des neuen Angebots sollte auf Dezember 2025 erfolgen. Wie 
das bei Buslinien üblich ist, ist zuerst ein Testbetrieb geplant, an welchem sich die Stadt 
finanziell beteiligt. Weil ein zusätzliches Fahrzeug notwendig ist, wurde von der Kommis-
sion die Frage gestellt, ob dafür ein Elektrofahrzeug beschafft wird. Die Auskunftsperso-
nen haben erläutert, dass heute auf der Linie 4 noch Diesel-Gelenkbusse im Einsatz seien. 
Die BBA möchten aber für die Linie 4 noch Elektrogelenkbusse beschaffen und auf der Li-
nie 6 werden dann bestehende Hybrid-Busse zum Einsatz kommen. Der Kanton wird die 
Kosten für den Betrieb während der Hauptverkehrszeit übernehmen, während die Stadt die 
Nebenverkehrszeiten finanzieren muss. Die Kommission wollte wissen, ob es heute schon 
Zahlen in Bezug auf das Bedürfnis des Viertelstundentakts, oder überhaupt schon Zahlen 
in Bezug auf den Halbstundentakt gibt. Die Auskunftspersonen haben informiert, dass die 
Zahlen laufend erhoben werden. Die aktuellen Zahlen sind aber nicht bekannt gewesen. 
Heute besteht vor allem das Problem, dass der Bus, aufgrund des Halbstundentakts, nicht 
attraktiv genug ist, weil die Zugsverbindungen am Bahnhof nicht angepasst sind. Auf-
grund der Kapazitäten am Busbahnhof in Aarau sind auch zeitliche Anpassungen am Fahr-
plan nur beschränkt möglich. In der Schlussdiskussion hat die Kommission einerseits ge-
funden, dass gute ÖV-Anschlüsse für ein Spital dieser Grösse zwingend und notwendig 
sind. Die Busnutzung wird mit der Taktverdichtung attraktiver und entlastet den Individu-
alverkehr. Die Taktverdichtung auf der Linie Telli-Rohr habe gezeigt, dass ein attraktiver 
Fahrplan auch zu einer Mehrnutzung führt, weil die Anschlüsse an die Züge besser ge-
währleistet werden können. Ein besseres Angebot werde sicher dazu führen, dass auch 
weniger Personen mit dem Auto anreisen würden. Offen ist, ob die Nebenverkehrszeiten 
genügend ausgelastet sein werden. Das soll aber der Testbetrieb zeigen. Aus diesem 
Grund würde man das Projekt unterstützen. Beim KSA seien die Nebenverkehrszeiten die 
Zeiten, in welchen die meisten Patientinnen und Patienten anreisen würden. Das Projekt 
werde begrüsst. Wichtig sei aber auch eine Verdichtung im Dammquartier. Andererseits 
hat man aber auch gefunden, dass eine bessere Anbindung an den Bahnhof zwar wichtig 
sei. Es ergebe sich aber eine Konkurrenzsituation mit dem Privatverkehr. Viele Patientin-
nen und Patienten kommen mit dem Auto und seien auch auf das Auto angewiesen, weil 
Ihnen eine Anreise mit dem ÖV nicht möglich sei. Es sei auch wichtig, dass das Parkhaus, 
nicht nur für das Personal, sondern auch für die Patientinnen und Patienten zur Verfügung 
steht. Es sei verständlich, dass man Wartezeiten am Bahnhof vermeiden wolle, andererseits 
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könne man den Leuten auch zumuten, ihre Reisen einzuplanen. In der Abstimmung hat 
die Kommission mit 7 Ja zu einer Nein-Stimme den Beschluss gefasst, dem Einwohnerrat 
zu beantragen, den Verpflichtungskredit von 506'400 Franken zur Finanzierung der Takt-
verdichtung zu genehmigen. 

Hannah Wey, Mitglied: Wir Grünen begrüssen den vorgeschlagenen 15 Minutentakt der 
Buslinie 6 zwischen dem Bahnhof und dem KSA sehr, weil dieser generell den verkehrs-, 
energie- und klimapolitischen Ziele der Stadt entspricht. In der Folge möchte ich kurz auf 
vier Pro-Argumente eingehen. Das erste pro Argument sind die vergleichsweise geringen 
Zusatzkosten. Auf Seite der Busbetriebe braucht es ein einziges Fahrzeug mehr. Anstatt 
von maximal 25 Prozent übernimmt der Kanton in diesem Fall alle Kosten für den dreijäh-
rigen Testbetrieb während den Hauptverkehrszeiten. Die Stadt übernimmt also die Kosten 
für die Nebenverkehrszeiten, was für 3 Jahre eine halbe Million Franken ausmacht. Die Ne-
benverkehrszeiten sind mein zweites Argument, denn da besteht auch die bessere Erreich-
barkeit des Kantonsspitals. Es ist essenziell, dass die Stadt die Kosten für den 15 Minuten-
takt während diesen so genannten Nebenverkehrszeiten übernimmt, denn es handelt sich 
um die Hauptarbeitszeit des Spitals. Dann sind die Ambulatorien im KSA geöffnet und die 
Besuchszeiten werden angeboten. Wir müssen sicherstellen, dass gerade mobilitätseinge-
schränkte Personen das KSA problemlos mit dem ÖV erreichen können. Mein drittes Pro-
Argument: Es gibt bereits eine weitergehende Planung, welche aus Sicht der Busbetriebe 
sinnvoll ist und für weitere Quartiere massiv bessere Busanschlüsse bringen würde. Ge-
rade für das Arbeiten und das Wohnen im Schachen, aber auch für die Freizeitanlagen.  
4. Argument: Umwelttechnisch ist diese Vorlage sinnvoll, denn der Individualverkehr und 
die damit verbundenen negativen Umweltauswirkungen werden reduziert. Der 15 Minuten-
takt kann auch die Diskussion um das KSA-Parkhaus entschärfen, weil Besuchende und 
auch das Personal der Verwaltung mit regulären Arbeitszeiten ein grösseres ÖV- Angebot 
hätten. Wir werden der Vorlage aus diesen vier Gründen einstimmig zustimmen. 

Fabio Mazzara, Mitglied: Ein gut ausgebauter, attraktiver öffentlicher Verkehr hat viele 
Vorteile. Die bessere Anbindung des Quartiers und des KSA-Zentrums zum Bahnhof stei-
gert die Standortqualität, führt zu Minderverkehr und ist ökologisch sinnvoll. Deshalb ist 
es für unsere Fraktion klar, dass wir die Taktverdichtung in den Haupt- und Nebenver-
kehrszeiten auf der Strecke zum KSA unterstützen. Auch ein Weiterausbau des BBA-Ange-
bots finden wir gut. Zum Beispiel, wie angedacht, Richtung Schachen. Als "Scheiben-
schächler" möchte ich ausserdem darauf hinweisen, dass der Bus, subjektiv betrachtet, 
häufig sehr gut besucht ist und in der Aarenau wird bald ein weiteres neues Mehrfamilien-
haus in Betrieb genommen. Deshalb möchte ich beliebt machen, auch auf diese Linie ein 
Auge zu werfen 

Brigitte Vogt-Wehrli, Mitglied: Auch wir von der FDP-Fraktion unterstützen das Kreditbe-
gehren einstimmig. Wir sehen auch, dass mit einem Viertelstundentakt erreicht werden 
könnte, dass durch die flexible Anbindung an den Bahnhof der KSA-Betrieb über ÖV besser 
abgewickelt werde könnte. Wir finden für die Besucher, wie für ambulante Patienten wich-
tig, dass das Angebot attraktiver wird und der ÖV dadurch mehr benutzt wird. Die Benut-
zerzahlen werden ja in dieser dreijährigen Testphase einmal erfasst. Sollten die Ergebnisse 
nicht den Erwartungen entsprechen, könnte man ja wieder darauf verzichten. Es ist ja 
nicht so, dass das KSA aktuell mit dem Bus nicht im Viertelstundentakt erreichbar wäre. 
Die Linie 1 und die Linie 4 fahren die Haltestellen Gais und Bavaria an, die Linie 4 sogar 
noch die Brummelstrasse. Am Sonntag zwar nicht gerade viertelstündlich. Aber das Argu-
ment, dass vor allem Menschen mit Beeinträchtigung, was ambulante Patienten selbstre-
dend in vielen Fällen sind, einen wenig beschwerlicheren Zugang zum Haupteingang be-
kommen sollten, unterstützen wir nicht. Gerade für diese kommt bis anhin nur ein Fahr-
dienst in Frage. Ein Fahrdienst braucht ein Auto. Weniger Fahrdienst gibt weniger Autos. 
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Das Quartier wird entlastet und eventuell werden Parkplätze für Mitarbeiter im Parkhaus 
frei. Der Kanton übernimmt die gesamten Ausbaukosten während den Hauptverkehrszei-
ten. Das ist ja nett, aber für uns zu wenig, wie Hannah Wey festgestellt hat. Ich meine, die 
Nebenverkehrszeiten sind eigentlich die Hauptverkehrszeiten für alle Besucher und Patien-
ten des KSA. Deshalb sollte der Kanton auch die Kostenübernahme in den Nebenverkehrs-
zeiten übernehmen, denn das KSA ist eine der wahrscheinlich grössten besucherintensivs-
ten Institutionen im Kanton. Wir erwarten deshalb eigentlich vom Stadtrat, dass er bereits 
jetzt für die allfällige Weiterführung nach drei Jahren eine durchgehende Finanzierungs-
Beteiligung des Kanton an dieser Frequenzerhöhung aushandelt. Sollte nämlich die zu-
künftige Angebotserweiterung für die Linie 6 auch in Richtung Westen umgesetzt werden, 
könnte voraussichtlich bereits ein Jahr später auch die Hirslandenklinik im Viertelstunden-
takt angefahren werden. Im Sinne einer Gleichberechtigung müsste folglich die Stadt auch 
dieses Zusatzangebot übernehmen, und das für eine private Klinik. Aber das sollte eigent-
lich der Stadtrat einmal überdenken und sich überlegen, wie er argumentieren könnte. So-
weit unsere Betrachtungen zum vorliegenden Kreditantrag. Wir freuen uns über ein erwei-
tertes ÖV-Angebot auf bisher wirklich benachteiligten Linien und hoffen, dass das auch 
entsprechend genutzt wird. 

Thomas Richner, Mitglied: Die SVP-Fraktion vertritt eine andere Meinung und lehnt den 
Vorschlag ab. Erstens hinsichtlich Verhältnis Kosten Nutzen. Ideologisch gesehen ist es si-
cher gut, ein zusätzliches Angebot im öffentlichen Verkehr zu haben und das ist reizvoll. 
Wer wird aber die zusätzlichen Frequenzen nützen? Aktuell haben wir einen Halbstunden-
takt vom Bahnhof bis zur Haltestelle Tellstrasse beim Spital. Am Bahnhof besteht somit, je 
nach Zugverbindung, eine maximale Wartezeit von 30 Minuten. Wenn man zu Fuss vom 
Bahnhof zum KSA geht, braucht man etwa 14 Minuten, also eine Minute weniger, als dann 
die maximale Wartezeit im Viertelstundentakt wäre. Wer also relativ gut zu Fuss ist, kann 
direkt vom Bahnhof zu Fuss ins Spital gelangen. Alternativ gibt es auch einen Viertelstun-
dentakt zur Haltestelle Bavaria oder sogar zwei Linien im Viertelstundentakt bis in die 
Gais. Von dort geht man in 8 Minuten die 600 Meter ab Bavaria zu Fuss ins KSA oder in 6 
Minuten ab der 500 Meter entfernten Haltestelle Gais. Jetzt kommt sicher das Argument, 
dass es Leute gibt, die nicht so gut zu Fuss sind. Aber die Leute, die nicht so gut zu Fuss 
sind, benutzen normalerweise auch nicht den öffentlichen Verkehr, weil sie nämlich zuerst 
von daheim zum Bus oder zum Postauto laufen müssen, dann müssen sie zu Fuss umstei-
gen, dann müssen sie noch einmal zu Fuss umsteigen und am Schluss müssen sie noch 
ans Ziel kommen. So gibt es zum Beispiel im Stadtteil Rohr auch viele Distanzen von über 
700 Metern, schon nur bis zur ersten Bushaltestelle. Also ähnlich, wie die Distanz vom 
Bahnhof ins KSA, oder von der Gais ins KSA. Wenn die Leute, die nicht so gut zu Fuss sind, 
trotzdem den ÖV benutzen, sind sie sicher auch bereit, ein bisschen mehr Zeit auf sich zu 
nehmen. Sie brauchen auch mehr Zeit zum Umsteigen und würden deshalb auch optimal 
abgestimmte Viertelstundenanschlüsse wahrscheinlich verpassen. Das Argument Zeit gilt 
eigentlich auch für die anderen Leute, welche in der Nebenzeit den Bus benutzen. Es sind 
vor allem Leute, welche eben tagsüber auch Zeit haben und dann spielt eine Viertelstunde 
mehr oder weniger keine grosse Rolle. Zu den Kosten. Effektiv belaufen sich die Kosten 
auf 211’000 Franken pro Jahr oder 633’000 Franken für die drei Jahre. Jetzt geht man aber 
davon aus, dass man jährlich 42’200 Franken durch Mehreinnahmen einspart. Also das 
sind Leute, welche zwischen 9 und 16 Uhr zusätzlich zu heute unterwegs sind, weil es 
eben einen Viertelstundentakt gibt. Wenn man davon ausgeht, dass ein durchschnittlicher 
Fahrpreis von 3 Franken bezahlt wird, etwa ein Mittelwert zwischen Kurzstrecke, Normalta-
rif und Halbtax, je nachdem was die Leute lösen, entspricht der Ertrag 14’067 zusätzli-
chen Fahrten oder 7’033 Personen pro Jahr, die einmal hin- und herfahren. Das sind etwa 
20 Personen pro Tag oder ein bisschen weniger als anderthalb Personen pro zusätzlicher 
Bus. Ob das ökologisch sinnvoll ist, wage ich zu bezweifeln. Das können wir auch mit ei-
nem kleinen elektrischen Minibus lösen. Schauen wir auf die Kosten, welche dieser Viertel-
stundentakt in der Nebenverkehrszeit ausmacht, also die reduzierten 168’800 Franken 
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pro Jahr. Mit diesem Betrag subventionieren wir jede einzelne Fahrt, wie vorher ausgerech-
net, mit 12 Franken. Oder eine Hin- und Rückfahrt mit 20 Franken. Eigentlich wäre das 
etwa gleichviel, wie wenn man denjenigen. die mit dem Auto kommen, den Parkplatz im 
KSA bezahlt. Ein solcher ist ja bekanntlich im KSA sehr teuer. Aber ich glaube, ein solcher 
Antrag wird in diesem Rat nicht durchkommen. Abgesehen davon wäre es für Patienten 
und Angestellte mehr als nötig, endlich mit dem Parkhaus vorwärts zu machen. Die Kosten 
für das zusätzliche Angebot in der Nebenzeit stehen also in keinem Verhältnis zum Zu-
satznutzen. Deshalb lehnen wir sie als zu teuer und nicht nötig ab. Zweitens: Einzelaktion 
oder besseres Gesamtkonzept? In der Vorlage wird ausführlich darüber informiert, was 
noch weiter passieren und abgeklärt werden soll. So würde es Sinn machen, die Taktver-
dichtung um einen Westast in den Damm und in den Schachen zu ergänzen. Im Rest des 
Dokuments findet man dann aber vor allem nur noch die Wörter würde – könnte - wäre - 
sehr wahrscheinlich - prüfen. Damit man ein vernünftiges Konzept hätte, braucht es wei-
tere Abklärungen. Wie wir es schon gewöhnt sind, eilt es jetzt aber mit dem Teilast KSA 
und diesen will man nicht mehr weiter verzögern. Der Einwohnerrat soll einmal mehr 
schnell entscheiden, denn man hat ja, basierend auf dem kommunalen Gesamtplan Ver-
kehr von 2016, bis jetzt in den letzten 8 Jahren die Punkte nur teilweise abklären können. 
Der Verdacht liegt da ein bisschen nahe, dass man eben nur auf die vorliegende Lösung 
gekommen ist, weil der Kanton die Hauptbetriebszeiten zum KSA verdichten will und auch 
bezahlen würde. Betreffend des Postulats von 2020 für die Verbesserung der Erschlies-
sung Damm und Schachen ist noch nichts geschehen. Es wird aber darauf hingewiesen, 
dass die Abklärungen bezüglich des Westasts im Jahr 2025, also das nächste Jahr, abge-
schlossen werden können. Somit ist völlig unverständlich, weshalb man mit dem Entscheid 
jetzt nicht noch ein Jahr warten kann und dann über einen Test, welcher ein kompletter 
Test Ost- und Westast wäre, entscheiden könnte. Es ist richtig, dass wir einen Kommuna-
len Gesamtplan Verkehr haben, welcher 2016 vom Stadtrat beschlossen worden ist. Viel 
steht nicht konkret drin, aber immerhin ist eine zusätzliche Bushaltestelle Kantonsspital 
Nord zwischen Gais und Bavaria als geplant in den Plänen vermerkt. Dies würde dann ja zu 
noch kürzeren Fusswegen ins KSA führen und die vorgesehene Verdichtung auf der Linie 
zur Tellstrasse völlig überflüssig machen. So ist es vielleicht auch schon da angedacht ge-
wesen. Wer weiss, was ist wohl mit dieser Haltestelle passiert? Was sehen wir daraus? Es 
gibt einmal mehr kein Gesamtkonzept. Wie sieht der Busbetrieb Aarau im Jahr 2030 aus? 
Wie geht es weiter mit der Altstadt, Verbesserungen in Rohr, Erschliessung Torfeld Nord, 
Anschluss Damm und Schachen? Wenn das Ganze klar ist, könnte man einzelne Schritte 
auf dem Weg zum Ziel beginnen. Jetzt aber zuerst kleine einzelne Schritte zu machen, 
möglicherweise in die falsche Richtung, welche am Schluss nur das Gesamtkonzept präju-
dizieren oder verunmöglichen, ist nicht sinnvoll. Solche Sachen kennt Aarau schon bestens 
von der Strassenplanung der letzten 40 Jahre her. Wir wollen und brauchen zuerst ein kon-
kretes Gesamtkonzept für die ganze Linie, oder noch besser, gerade für den ganzen Bus-
verkehr in und um Aarau. Aufgrund dieser Überlegungen lehnt die SVP-Fraktion die nicht 
vollständig durchdachte und für Nebenzeiten viel zu teure Lösung ab. Wir sagen einstim-
mig nein zum Verpflichtungskredit von über einer halben Million Franken. 

Alexander Umbricht, Mitglied: "Ich bin auch ein Tram". " Ich bin auch ein Tram" ist nicht 
zu verwechseln mit "ich bin auch ein Trump". Aber "ich bin auch ein Tram" stand früher 
auf diversen Zügen oder Bussen im Zürcher Verkehrsverbund. Auf den Zügen stand dann 
auch "ich bin auch ein Schiff" usw. Sie können sich vorstellen, was ich sagen möchte. Ein 
ÖV funktioniert als Ganzes dann, wenn es nicht so relevant ist, welches Mittel ich nehme, 
sondern, dass ich zügig von A nach B komme. Im Traum natürlich – wir sind hier als Aar-
auer verwöhnt – kommen wir direkt von Aarau nach Zürich oder von Aarau nach Bern und 
in allen anderen Fällen möglichst ohne Umsteigezeiten. In diesem Zusammenhang macht 
Taktverdichtung als Test durchaus Sinn. Das Projekt mag gemäss Thomas Richner nicht 
völlig ausgereift sein, aber dann könnte ich auch sagen, dass wir auch darauf verzichten 
müssten, nur Autobahnen auf sechs Spuren auszubauen, ohne rund herum zu planen, bis 
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wir ein Gesamtverkehrskonzept Schweiz hätten. Daher wird das Argument des Gesamtkon-
zepts nach Belieben gebraucht. Wir haben jetzt die Chance, etwas zu testen. Bei der Takt-
verdichtung Richtung Rohr hat es sich gelohnt. Richtung Spital werden wir es sehen. Wenn 
es sich nicht gelohnt hat, haben wir etwas gelernt. Wenn es sich lohnt, haben wir auch et-
was gelernt. Ich denke, der Preis ist vernünftig, um etwas herauszufinden. Insgesamt gibt 
es noch diverse andere Baustellen im Busnetz. Hinsichtlich Taktverbindung Richtung Rohr 
braucht man sehr viel Geduld, wenn man vom äussersten Punkt bis an den Bahnhof möch-
te. Da wären diverse Verbesserungen sicher auch denkbar und das wäre wünschenswert. 
Heute diskutieren wir über das Spital und das Spital ist unabhängig. Die Mitte und die GLP 
werden dem Geschäft zustimmen. 

Beatrice Klaus, Mitglied: Wer schon einmal mit dem Bus ins Kantonsspital fahren wollte, 
kann bestätigen, was auch die Botschaft ausführt. Die Anschlussverbindungen auf den Bus 
6 vom Bahnhof Richtung Kantonsspital sind wirklich alles andere als praktisch. Das ist viel-
leicht für die Fitness gut, weil es sich im Sinn der Zeitersparnis teilweise lohnt, die Strecke 
zu Fuss zu laufen. Denjenigen aber, welche zum Beispiel mit Krücken unterwegs sind, was 
auf dem Weg in ein Spital ja durchaus vorkommt, und sonst nicht wahnsinnig gut zu Fuss 
sind, wird nicht allzu viel mehr übrigbleiben, als sich chauffieren zu lassen oder am Bahn-
hof ewig auf einen Anschluss zu warten. Das Erstgenannte ist ökologisch und parkplatz-
technisch eher nicht wahnsinnig sinnvoll, das Zweitgenannte nicht angenehm. Eine Takt-
verdichtung wäre ausserdem nicht nur für die Patientinnen und Patienten und Besucher-
innen und Besucher wichtig, sondern natürlich auch für das Personal des Kantonsspitals. 
Die SP-Fraktion unterstützt die Taktverdichtung auf der Buslinie 6 auf der Strecke vom 
Bahnhof zum Kantonsspital deshalb einstimmig. Wir hoffen, dass in die andere Richtung 
bald auch die Bewohnerinnen und Bewohner des Dammquartiers von einem Viertelstun-
dentakt profitieren werden können. 

Werner Schib, Vizestadtpräsident: Vielen Dank für die grundsätzlich positive Aufnahme. 
Auf den Vorwurf von Thomas Richner, es geschehe im Gesamtverkehrskonzept der Region 
Aarau alles konzeptlos, möchte ich entgegnen, dass im RGVK der öffentliche Verkehr ab-
gehandelt ist. Darin werden die Stärken und Schwächen analysiert. Es werden Massnahmen 
vorgeschlagen. Dieser wurde im Jahr 2020 verabschiedet. Darin ist schon erwähnt worden, 
dass der Halbstundentakt zum Kantonsspital eine Schwäche darstellt und es dort eine Ver-
besserung braucht. Man kann also überhaupt nicht von konzeptlos sprechen. Wenn man 
aber den öffentlichen Verkehr nicht attraktiver gestalten möchte, ist klar, dass man dage-
gen sein muss. Wenn man möchte, dass dieser für ein sehr grosses Spital mit vielen 1000 
Arbeitsplätzen und mit viel Publikumsverkehr attraktiver werden sollte, ist der Stadtrat 
klar der Meinung, dass ein Viertelstundentakt nötig ist. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 38 Ja-Stimmen gegen 6 Nein-Stimmen bei 2 Enthaltungen fol-
genden 

Beschluss 

Der Verpflichtungskredit von 506'400 Franken zur Finanzierung der Taktverdichtung zwi-
schen Bahnhof Aarau und dem Kantonsspital Aarau, auch während der Nebenverkehrszei-
ten im Zeitraum Dezember 2025 bis Dezember 2028, wird genehmigt. 
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Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 11 

Postulat Urs Winzenried (SVP): Transparenz bei städtischen Abstimmungsunterlagen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 18. Januar 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzerried das 
Postulat "Transparenz bei städtischen Abstimmungsunterlagen" eingereicht mit folgendem 

Antrag 

Der Stadtrat wird eingeladen, inskünftig bei der Verfassung von erläuterten Berichten zu 
kommunalen Abstimmungsvorlagen in noch vermehrtem Masse und strikte darauf zu ach-
ten, dass die Meinungen von Minderheiten in ausreichendem Masse wiedergegeben wer-
den, und sicherzustellen, dass die Protokolle der massgebenden Sitzungen des Einwohner-
rats in jedem Falle vor dem Versand der Abstimmungsunterlagen einsehbar sind. 

Mit Botschaft vom 19. August 2024 stellt der Stadtrat folgende 

Anträge 
 
1. Das Postulat "Transparenz bei städtischen Abstimmungsunterlagen wird überwiesen. 
2. Das Postulat "Transparenz bei städtischen Abstimmungsvorlagen wird abgeschrieben. 

Wir steigen mit dem Votum des Postulanten in das Geschäft ein. 

Urs Winzenried, Mitglied: Die Postulanten danken dem Stadtrat für die Ausarbeitung die-
ser Botschaft. Der Stadtrat anerkennt erfreulicherweise, nach sieben Monaten intensivem 
Studium, die Berechtigung der beiden Begehren des Postulats. Erstens: Ausreichende Wie-
dergabe von Minderheitsmeinungen in Abstimmungsunterlagen und zweitens Verfügbar-
keit der massgeblichen Protokolle vor dem Versand der Abstimmungsunterlagen. Der 
Stadtrat will künftig strikt darauf achten, dass in den Unterlagen die Meinungen von we-
sentlichen Minderheiten, gemäss den gesetzlichen Vorgaben. wirklich in ausreichendem 
Mass berücksichtigt werden und dass die wesentlichen Argumente der Befürworter und 
Gegner in einer Abstimmungsunterlage deutlich zum Ausdruck kommen. Berücksichtigung 
von Minderheiten ist ein wesentlicher Bestandteil einer Demokratie. Der Begriff "wesent-
lich" muss grosszügig zu Gunsten von Minderheiten und zugunsten auch von der Gegner-
schaft eines Geschäfts interpretiert und angewendet werden. Wir wissen nie, wenn wir 
selbst in einer Minderheit sind. Dann sind wir froh, wenn unsere Meinung auch entspre-
chend gewürdigt wird. Das ist in den Augen der Postulanten in der Vergangenheit im 
Stadtrat Aarau nicht immer in genügendem Mass der Fall gewesen. Der Stadtrat will jetzt 
dafür sorgen, dass auch die Einwohnerratsprotokolle vor dem Versand der Abstimmungs-
unterlagen verfügbar sind. In diesem Bereich darf es keine Ausnahme geben und, so wie 
es in der Botschaft steht, eine bestmögliche Erfüllung ist zu wenig. Die Protokolle müssen 
zwingend vor dem Versand der Abstimmungsunterlagen verfügbar sein. Die Postulanten 
vertrauen darauf, dass der Stadtrat seine in der Botschaft gemachte Zusicherung wirklich 
umsetzt. Die Zusicherungen dienen in einem hohen Mass der Rechtsstaatlichkeit und der 
Demokratie. Die Postulanten werden allerdings das Transparenzverhalten des Stadtrats bei 
künftige Abstimmungen sehr kritisch beobachten und allenfalls auch intervenieren. Die 
nächste Nagelprobe steht bevor, nämlich die Abstimmung über das Budget. Die SVP 
stimmt der Überweisung und der Abschreibung des Postulats geschlossen zu. 

Alois Debrunner, Mitglied: Die Postulanten und ich sind uns einig, dass das Protokoll der 
Einwohnerratssitzung wichtig ist. Es ist erstrebenswert, dass dieses rechtzeitig vorliegt, 
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insbesondere vor Volksabstimmungen. Die Erstellung des Protokolls ist Sache der Verwal-
tung und kann im politischen Prozess beeinflusst werden, indem man bei der Verwaltung 
abklärt, was dazu führt, dass das Protokoll nicht immer vorliegt und in dem man nachher 
im Budgetprozess, welcher leider jetzt gerade vorbei ist, beantragt, dass die notwendigen 
Mittel budgetiert werden, damit das Protokoll rechtzeitig erstellt werden kann, mit dem 
Anspruch, dass es nachher auch klappt. Demokratie und Rechtsstaat sind unglaublich 
wertvoll und was wertvoll ist, das kostet etwas. So ist es auch bei diesen Protokollen. Für 
demokratische Anliegen bestehen eben auch Instrumente, wie es sich eben gerade zeigt. 
Diese Instrumente funktionieren. Die gleichen Instrumente gibt es auch, wenn es um Ab-
stimmungen und Abstimmungsunterlagen geht. Paragraf 15a des Gesetzes über die politi-
schen Rechte sagt:" Der Gemeinderat verfasst zu kommunalen Abstimmungsvorlagen ei-
nen kurzen erläuternden Bericht. Dieser enthält das Ergebnis des Gemeindeversammlungs- 
oder Einwohnerratsbeschlusses und berücksichtigt auch die Meinung wesentlicher Minder-
heiten. Also das, was der Stadtrat umsetzt und weiterhin umsetzen möchte, das Anliegen 
der Postulanten. In Paragraf 66 kommt wieder ein Instrument: "Mit der Wahl- und Abstim-
mungsbeschwerde können Unregelmässigkeiten bei der Vorbereitung oder Durchführung 
einer Wahl oder Abstimmungen oder bei der Ermittlung eines Wahl- oder Abstimmungser-
gebnisses geltend gemacht werden". Paragraf 67 und die weiteren zeigen nachher auf, 
dass alle in diesem Raum, Postulantinnen und Postulanten, wie auch viele weitere Leute, 
dazu berechtigt sind. Wenn also der Stadtrat unausgewogen berichten würde, dann gäbe 
es das Instrument, ihn zurückzubinden. Dafür sorgt ein funktionierendes Rechtswesen. 
Wir wehren uns deshalb dagegen, dem Stadtrat unrichtige Berichterstattung vorzuwerfen 
oder gegen ein imaginäres Problem Massnahmen zu ergreifen, bei welchem der Kernge-
halt ein Angriff oder eine Rüge an funktionierende demokratische Instrumente sind und 
diese Infrage stellen. Wir möchten Sie deshalb bitten, sich zu den wirksamen, gemeinsa-
men und demokratischen Prozessen zu bekennen und das Postulat und den unterschwelli-
gen Vorwurf dahinter abzulehnen. 

Rainer Lüscher, Mitglied: Am 18. Januar 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzerried das Postu-
lat "Transparenz bei städtischen Abstimmungsunterlagen" eingereicht. Der Stadtrat erläu-
tert seine Haltung und die Praxis mit der Botschaft vom 19. August 2024. Aus unserer 
Sicht ist es wichtig, dass bei erläuternden Berichten zu kommunalen Abstimmungsvorla-
gen die Meinungen von Minderheiten im ausreichenden Mass wiedergegeben werden. Wei-
ter ist auch sicherzustellen, dass die entsprechenden Sitzungsprotokolle des Einwohner-
rats vor dem Versand der Abstimmungsunterlagen verfasst und öffentlich einsehbar sind. 
Wir erachten das Anliegen als berechtigt und sind dafür, das Postulat zu überweisen. Aus 
der Botschaft haben wir entnommen, dass der Stadtrat das Anliegen des Postulanten er-
kannt und auch aufgenommen hat. Der Stadtrat erachtet das ebenfalls als wichtig und 
möchte es in der Praxis in Zukunft bestmöglichst umsetzen. Aus dem Grund können wir 
das Postulat heute überweisen und gleichzeitig abschreiben. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Das Geschäft wäre ja eigentlich für die letzte Sitzung 
vorgesehen gewesen. Dann hätte Fabienne Luder das Votum gehalten. Ich werde es jetzt 
im Namen von uns beiden etwas ergänzt vortragen. Demokratie ist ein Kernanliegen auch 
von uns Grünen. Zu einer gut funktionierenden Demokratie gehört, dass auch Minderhei-
ten zu Wort kommen. Wir verstehen deshalb den Anspruch, dass Minderheitsmeinungen 
abgebildet werden müssen. Vermutlich verstehen wir das sogar besser, als die grossen 
Parteien und im Gegensatz zur Partei von Urs Winzenried haben wir Grünen ja auch wirk-
lich ein Bewusstsein für verschiedenste Minderheiten. Deshalb finden wir es auch sehr 
wichtig, dass in den Abstimmungsunterlagen sowohl alle wichtigen Pro-, als auch alle 
wichtigen Kontraargumente zu einer Vorlage abgedruckt werden. Jede einzelne Person soll 
sich so neutral wie möglich informieren können und da gehört es unserer Meinung nach 
unbedingt dazu, dass die Einwohnerratsprotokolle vor den Abstimmungen öffentlich sind. 



 

Sitzung vom 21. Oktober 2024 

Seite 336  

Wir sind deshalb sehr erfreut, dass der Stadtrat das auch so sieht. Der Antrag des Postu-
lanten deckt sich also grundsätzlich mit dem Demokratieverständnis der grünen Fraktion. 
Hingegen deckt sich ein Teil der Begründung des Antrags überhaupt nicht mit unserer 
Sichtweise. Der Vorwurf der SVP, die Minderheitsmeinungen seien bei vergangenen Ab-
stimmungen nicht immer in ausreichendem Mass erläutert worden, finden wir absolut halt-
los. Die Tatsache, dass es bis jetzt kaum je eine Abstimmungsbeschwerde gegeben hat, 
oder eine solche gutgeheissen worden ist, bestätigt diese Einschätzung. Was also macht 
eine Fraktion, die den Antrag zwar in Ordnung, aber ein Teil der Begründung haltlos fin-
det? Sie hat sich entschieden, dass nicht die Begründung, sondern der Antrag zählt und 
dort ganz besonders, dass das Einwohnerratsprotokoll rechtzeitig zur Verfügung steht. 
Weil der Stadtrat ja selbst auch eine Überweisung unterstützt und das Postulat auch ge-
rade abgeschrieben werden soll, wird die grüne Fraktion seinen Empfehlungen folgen. 

Samir Hertig, Mitglied: Wie auch schon die Vorrednerinnen und Vorredner teilen wir 
grundsätzlich auch das Anliegen hinter dem Postulat. Selbstverständlich erachten wir es 
auch als sehr wichtig, dass Minderheiten in den demokratischen Prozessen zu Wort kom-
men. Jedoch sind wir der Meinung, dass das Postulat nicht überwiesen werden muss, weil 
das Anliegen heute schon genügend geregelt ist, wie der Stadtrat auch in seiner Botschaft 
festhält. Wie auch schon erwähnt worden ist, gibt es auch andere Wege, um das Ganze 
nachher juristisch anzufechten. Der wichtigste Teil dieser ganzen Botschaft ist der Satz, 
dass die Gemeindeexekutive nicht zur Neutralität verpflichtet ist, aber zu Objektivität. Das 
ist unserer Meinung nach auch gegeben. Wir sind der Meinung – ohne mir eine juristische 
Beurteilung anzumassen, wenn es um grosse Hürden wie Rechtsstaatlichkeit oder Demo-
kratie geht – dass es bereits geregelt ist. Insofern gibt es keinen Grund, um das Postulat 
zu überweisen. Sicher wäre es begrüssenswert, wenn das Protokoll des Einwohnerrats in-
nerhalb der vierwöchigen Frist auch öffentlich zugänglich gemacht wird. Wie gesagt ist das 
aber ja auch schon im Geschäftsreglement des Einwohnerrats so festgeschrieben. Wir sind 
der festen Überzeugung, dass die Verwaltung und auch der Stadtrat ein grosses Interesse 
haben, dass das auch so umgesetzt wird. Daher sind wir der Meinung, dass es inhaltlich 
keine genügenden Gründe gibt, um das Postulat zu überweisen und wir werden die Über-
weisung entsprechend ablehnen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Vielen Dank für die Statements zu diesem Postu-
lat. Es ist natürlich so, dass der Stadtrat stets einen hohen Stellenwert auf eine adäquate 
Wiedergabe legt, auch hinsichtlich der Minderheitsmeinungen und der Wiedergabe von we-
sentlichen Argumenten in unseren Abstimmungsbroschüren. Für uns ist klar, dass wir das 
gut und richtig machen wollen. Wir sind natürlich auch bestrebt, dass die Protokolle der 
Einwohnerratssitzungen zeitgerecht publiziert und eben auch den Einwohnerrätinnen und 
Einwohnerräten und natürlich der Bevölkerung zugänglich gemacht werden können. Wir 
gehen davon aus, dass wir im Grundsatz die Aufgaben richtig machen. Es ist erwähnt wor-
den, dass es kaum Abstimmungsbeschwerden gibt. Dieses Instrument könnte man ent-
sprechend nutzen, wenn man das Gefühl hat, dass etwas nicht richtig geschehen ist. Im 
Sinne einer positiven Aufnahme des Themas wollten wir das Postulat zur Überweisung und 
zur gleichzeitigen Abschreibung vorschlagen, damit man eben auch die Erkenntnisse hat, 
dass die entsprechenden Arbeiten auf dem richtigen Weg sind. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter gewünscht wird, gelangen 
wir zu den 
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Abstimmungen 

Der Einwohnerrat fasst folgende 

Beschlüsse 
 
1. Das Postulat "Transparenz bei städtischen Abstimmungsunterlagen" wird mit 25 Ja-

Stimmen gegen 21 Nein-Stimmen überwiesen. 
2. Das Postulat "Transparenz bei städtischen Abstimmungsunterlagen" wird mit 46 Ja-

Stimmen einstimmig abgeschrieben. 

Diese Beschlüsse unterliegen gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referen-
dum. 
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Traktandum 12 

Postulat Lea Naon (GLP) und Jan Depta (Die Mitte); Zusätzliche Stellen und Stellenpro-
zenterhöhungen als separate Vorlage 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 4. März 2024 reichten Einwohnerrätin Lea Naon (GLP) 
und Einwohnerrat Jan Depta (Die Mitte) das Postulat "Zusätzliche Stellen und Stellenpro-
zent-Erhöhungen als separate Vorlage" ein mit folgendem 

Antrag 

Der Stadtrat beantragt künftig beim Einwohnerrat neue, beziehungsweise zusätzliche Stel-
len und Stellenprozent-Erhöhungen als separate Vorlage mit nachvollziehbarer Begrün-
dung. 

Mit Botschaft vom 12. August 2024 nimmt der Stadtrat zum Postulat schriftlich Stellung 
mit folgendem 

Antrag 

Das Postulat "Zusätzliche Stellen und Stellenprozent-Erhöhungen als separate Vorlage" 
wird nicht überwiesen. 

Wir hören das Votum der Postulantin. 

Lea Naon, Mitglied: Auch in diesem Postulat geht es um Transparenz. Um Transparenz 
über die Gründe von Massnahmen, welche zur Zielerreichung notwendig sind. Das Postulat 
ist vor etwas weniger als einem Jahr, nach der Debatte im Einwohnerrat über das Budget 
2024, entstanden. Dort sind 19.1 vollumfänglich steuerfinanzierte Stellen geschaffen wor-
den, was ein jährlicher Mehraufwand von 2.9 Millionen Franken bedeutet. Diesbezüglich 
hat uns die Tatsache gestört und zur Einreichung dieses Postulats bewogen, dass viele die-
ser neuen Stelle völlig mangelhaft begründet worden sind und dass das grösstenteils auch 
so einfach vom Rat hingenommen worden ist. Auf eine Art kann ich die Argumentation des 
Stadtrats, dass das Anliegen im Postulat dem System der wirkungsorientierten Verwaltung 
widerspricht, ein Stück weit nachvollziehen. Andererseits geht es uns in diesem Postulat 
auch nicht hauptsächlich darum, dass wir über Stellen separat befinden möchten, sondern 
dass der Stadtrat mit separater Vorlage angehalten wäre, die Notwendigkeit von neuen 
Stellen transparenter, grosszügiger und vor allem nachvollziehbarer zu begründen und am 
besten mit ein bisschen mehr, als mit ein paar knappen Sätzen. An diesem WOSA-System 
stört mich auch nicht die Tatsache, dass der Einwohnerrat eigentlich keine konkreten 
Budgetposten kürzen kann, sondern, dass es mit den vorhandenen Informationen einfach 
auch sehr schwierig ist zu beurteilen, wo dann effektiv Handlungsspielraum, beziehungs-
weise Optimierungspotenzial besteht. Der Verwaltung wird dadurch ein sehr grosser Inter-
pretationsspielraum überlassen, wie viel Budget tatsächlich notwendig ist, um die Ziele, 
welche der Einwohnerrat formuliert, auch wirklich zu erreichen. Dadurch wird es er-
schwert, unsere Forderungen mit intelligenten Lösungsvorschlägen zu unterbreiten. Ich 
scheue mich auch nicht davor, mich mit diesen Wirkungs- und Leistungszielen auseinan-
derzusetzen und dort Anpassungen vorzunehmen. Damit man das aber kompetent ma-
chen kann, braucht es auch die Informationen, weshalb aus Sicht der Verwaltung der Net-
toaufwand steigen muss, um die definierten Ziele zu erreichen. Die Budgetdebatte an der 
letzten Einwohnerratssitzung hat es wieder gezeigt. Die Informationen sind oft einfach 
schlicht nicht ausreichend, um eine fundierte Entscheidung zu treffen. Wenn es zum Bei-
spiel in der Produktegruppe Kultur heisst, dass 60 zusätzliche Stellenprozente nötig sind, 
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um die Arbeit nachher besser auf das Team zu verteilen, muss man schon sehr unkritisch 
sein, um das nicht in Frage zu stellen. Wenn separate Vorlagen für Stellenschaffungen 
wirklich so systemwidrig sind, wie das der Stadtrat in seiner Antwort auf das Postulat 
schreibt, dann hat der Stadtrat im letzten Jahr aber selber ein paar sehr systemwidrige 
Vorlagen unterbreitet. Das jüngste Beispiel wäre die Verstetigung der mobilen Altersarbeit 
an der Einwohnerratssitzung im August. Ich fasse noch einmal zusammen: Detaillierte, 
transparente und nachvollziehbare Begründungen für neu zu schaffende Stellen und Stelle-
aufstockungen sind ein Muss. Dann ist es halt ein bisschen systemwidrig. Dafür ist es um 
einiges mehr zielkonform. Zuletzt jetzt noch ein Hinweis an all diejenigen, die das Anlie-
gen eigentlich im Grundsatz unterstützen, aber mit dieser Systemwidrigkeit hadern. Es ist 
ein Postulat. Das heisst, der Stadtrat hat bei einer Überweisung ganz viele Möglichkeiten, 
um das beabsichtigte Ziel in einer einigermassen systemkonformen Weise zu erreichen. 
Eine mögliche Option wäre zum Beispiel anstatt effektiv separate Vorlagen zu machen, 
eine Teilvorlage, zusammen mit dem Budget, zu unterbreiten oder ein separates Kapitel, 
in welchem die neu zu schaffenden Stellen zusammengefasst und ausführlich begründet 
werden. Mit diesem Vorgehen wären wir jetzt auch einverstanden. Also ganz im Geist von 
WOSA haben wir unser Ziel formuliert. Schauen wir doch, dass wir dieses Ziel irgendwie er-
reichen. Am besten, ohne dafür eine neue Stelle zu schaffen. In diesem Sinn bitte ich Sie, 
das Postulat zu überweisen. 

Christoph Waldmeier, Mitglied: Wir teilen die Haltung des Stadtrats, dass den Einwohner-
rätinnen und Einwohnerräten nicht zu jeder Stelle eine separate Vorlage unterbreitet wer-
den kann, weil das WOSA widersprechen würde. Die Meinung des Stadtrats teilen wir aber 
nur in dieser Hinsicht. Wir erinnern uns noch gut daran, wie vor einem Jahr interveniert 
wurde, weil die Stellen unzureichend begründet wurden. Dieses Jahr war es wieder so, ob-
wohl man damals schon nach einer Lösung gebeten hat. Ein Satz dazu ist einfach zu we-
nig. Ein Postulat ist eine Anregung an den Stadtrat. Wir finden es wichtig, die Begründung 
mit einem Postulat zu fordern, weil wir diese sonst nicht bekommen. Ich habe abgeklärt, 
ob man eine WOSA-Motion daraus machen könnte. Das geht aber offenbar nicht. Somit 
bleibt uns lediglich übrig, unser Anliegen via Postulat zu stellen. Wir stellen uns das in 
dem Sinne vor, dass man unterhalb der Produktegruppe ein bisschen mehr Text verfasst. 
Für den Stadtrat ist das kein grosser Aufwand. Man kann einfach aus einem Protokollaus-
zug das Nötige herauskopieren. Wenn der Stadtrat das nicht zu gross streuen möchte, 
kann man dem Budget vielleicht eine separate Botschaft beilegen, welche nur an die Ein-
wohnerrätinnen und Einwohnerräte geht. Es gibt diverse Lösungen, welche sich der Stadt-
rat überlegen kann. Wir würden das Postulat gerne überweisen und bitten den Stadtrat, 
das in unserem Sinne umzusetzen. 

Simon Burger, Mitglied: Die SVP unterstützt das Anliegen ebenfalls vorbehaltlos. Das An-
liegen ist richtig. Für uns gehören Budget und Stellenpläne eben zusammen. Natürlich ist 
es schon so, dass das stufengerecht geführt werden soll. Das heisst für uns aber auch, 
dass der Einwohnerrat eben durchaus nicht nur über das Geld diskutiert, sondern eben 
auch über das Personal, beziehungsweise über den Stellenplan. Der Stadtrat bringt for-
male Argumente vor. Er sagt, das sei WOSA widrig. Das ist auf den ersten Blick überzeu-
gend. Wenn man es genauer anschaut, leuchtet der Stadtrat aber nur eine Seite der Me-
daille aus. Es hat tatsächlich keine Bestimmung im WOSA- Reglement, in welcher ausdrück-
lich steht, dass der Einwohnerrat über den Stellenplan entscheidet, aber auf der anderen 
Seite blendet der Stadtrat aus, dass auch nicht vorgesehen ist, dass allein der Stadtrat über 
den Stellenplan entscheidet. Paragraf 11 des WOSA-Reglements sagt ja, dass der Stellen-
plan Teil des Budgets ist. Wenn der Stellenplan Teil des Budgets ist, muss er eben auch im 
Einwohnerrat thematisiert und darüber abgestimmt werden. Aber völlig unerheblich, wie 
man das jetzt formal juristisch anschaut, macht das Anliegen absolut Sinn. Es ist sinnvoll, 
dass man es separat ausweist. Es ist sinnvoll, dass man es eben besser begründet, so dass 
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man es eben auch nachvollziehen kann. Es ist durchaus sinnvoll, dass man darüber disku-
tiert. Letztendlich ist das eben Demokratie und auch stufengerecht zu führen. 

Marcel Bruggisser, Mitglied: Wir halten WOSA für eine gute Sache und haben uns seiner-
zeit auch dafür ausgesprochen. Der Stadtrat soll auch weiterhin die Leistungs- und Wir-
kungsziele steuern können. Wir betrachten aber die Schaffung neuer Stellen in der Verwal-
tung als ein zentrales Thema für den Einwohnerrat. Die letzte Budgetdebatte hat ja auch 
gezeigt, dass sich praktisch alle Fraktionen mehr Informationen zu den neuen Stellen zum 
Stellenplan gewünscht haben. Als Milizparlament sind wir naturgemäss immer in einem In-
formationsrückstand. Der Hinweis des Stadtrats auf die Holschuld erscheint uns ein biss-
chen zu einfach. Die FDP-Fraktion wird deshalb die Überweisung des Postulats einstimmig 
unterstützen. 

Petra Ohnsorg Matter. Mitglied: Mich haben die konkreten Vorschläge von Lea Naon ein 
wenig irritiert. Im Postulat steht eigentlich klar, dass separate Vorlagen gewünscht werden. 
Davon sind wir ausgegangen und in dieser Form stimmen wir nicht zu. Die unterbreiteten 
Vorschläge finde ich zum Teil durchaus gut, aber eine separate Vorlage des Stellenplans 
oder separate Vorlagen sogar zu den einzelnen Stellen finden wir nicht WOSA konform. 
Dass der Stadtrat sagt, dass es nicht WOSA konform ist, finden wir in Ordnung, Wir kön-
nen ja durchaus und trotzdem an diesen Budgets herumschrauben. Im Gegensatz zu of-
fenbar einigen Kolleginnen und Kollegen im Rat sind wir Grünen auch der Meinung, dass 
es eben wirklich nicht nur eine Bringschuld, sondern auch eine Holschuld ist. Schliesslich 
ist das ja genau die Aufgabe der Parlamentarierinnen und Parlamentarier, genau hinzu-
schauen, kritisch zu hinterfragen und eben auch noch im Zweifelsfall nachzufragen. Ich 
denke, wir haben ja auch nicht alle die gleichen Bedürfnisse, was die Fragen betrifft. Man 
kann nicht die Erwartung haben, dass die Verwaltung von Anfang an alles abdeckt. In die-
sem Sinne werden wir auch der Empfehlung des Stadtrats folgen. 

Laszlo Etesi, Mitglied: Auch die SP-Fraktion wird das Postulat nicht überweisen. Wir kön-
nen dem Stadtrat folgen. Wir finden auch, dass die Information grundsätzlich wichtig ist 
und man diese nachvollziehen kann. Wir finden den Weg aber gegen die WOSA-Konformi-
tät nicht gut und werden das Postulat deshalb nicht überweisen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Es ist natürlich verständlich, dass Sie möglichst 
viele Informationen über Ausgaben und Positionen im Rahmen unseres Budgets und im 
Rahmen unserer städtischen Weiterentwicklung erwarten. Wir sind im Stadtrat eigentlich 
davon ausgegangen, dass man mit dem erweiterten Informationsprozess, den wir gerade 
im Rahmen des Budgets abgegeben haben – auch hinsichtlich der grossen, im letzten Jahr 
realisierten Veränderungen - sehr viele zusätzliche Informationen abholen konnte, auch zu 
einzelnen Stellen. Ich gehe davon aus, dass wir auch im Budgetprozess dieses Jahres 
transparenter gewesen sind, als es vielleicht im letzten Jahr gewesen ist. Das Ziel ist es 
aber, Ihnen natürlich möglichst viele Informationen zur Verfügung zu stellen. Parallel dazu 
sind wir uns auch bewusst, dass das WOSA-Reglement und das WOSA-System natürlich 
nicht ganz einfach sind. Es ist ein komplexes System. Es erfüllt aber aus unserer Sicht 
doch die Grundbedürfnisse einer öffentlichen Verwaltung und einer politischen Steuerbar-
keit. Wir sind deshalb ja auch an der Revision des WOSA-Reglements. Die ersten Punkte 
konnten zusammen mit den Einwohnerrätinnen und Einwohnerräten in Projektgruppen be-
arbeitet werden. Es wird eine Weile dauern, aber es ist unser Anliegen, nochmals eine 
deutliche Verbesserung hinzukriegen. Insgesamt ist es für uns natürlich auch eine System-
widrigkeit. Es wurde erwähnt, dass sehr formell argumentiert wird. Tatsächlich haben wir 
einen Budgetprozess, welcher an viele Rahmenbedingungen gekoppelt ist. Wir möchten 
am Schluss ein abgesegnetes Budget, welches in diesen Rahmenbedingungen, sei es hin-
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sichtlich des Gemeindegesetzes, des WOSA-Reglements und den gültigen rechtlichen Re-
gelungen auch tatsächlich abgewickelt werden kann. Es ist natürlich ein Widerspruch, 
wenn man auf der einen Seite Produkteaufwände steuert und auf der anderen Seite ein-
zelne Positionen, eben explizit jetzt Stellen, separat hinausnimmt. Ich habe auch festge-
stellt, dass die gemachten Äusserungen zur Umsetzung in einem breiteren Spektrum lie-
gen. Es ist aber so, dass wir Ihnen empfehlen, das Postulat so nicht zu überweisen. Sie 
können aber versichert sein, dass wir grosse Anstrengungen, auch in den nächsten Bud-
gets, unternehmen, damit wir nicht nur die Stellen, sondern eben auch die anderen Ausga-
ben so gut wie möglich dokumentieren können. Ich erinnere daran, dass die Stellen schon 
einmal – vor ca. 10 Jahren – separat beantragt wurden. Das hat aber nicht zu einer Verbes-
serung des gesamten Prozesses geführt. Es war vielmehr eine schräge, nicht ganz kompa-
tible Entwicklung welche man dann auch mit dem Willen des Einwohnerrats wieder in ein 
WOSA-Reglement und in einen Budgetprozess zurückgeführt hat, welche insgesamt stim-
miger ist. Sie können aber davon ausgehen, dass wir weiterhin daran arbeiten werden und 
natürlich daran interessiert sind, dass wir möglichst gute Informationen zu allen Budget-
posten, nicht nur zu Personalkosten, zur Verfügung stellen können. Wir empfehlen des-
halb, das Postulat nicht zu überweisen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 20 Ja-Stimmen gegen 26 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Der Antrag des Stadtrats 

Das Postulat "Zusätzliche Stellen und Stellenprozenterhöhungen als separate Vorlage" wird 
nicht überwiesen 

wird abgelehnt. Das Postulat wird damit überwiesen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 13 

Motion Lea Naon (GLP), Petra Ohnsorg (Grüne) und Nicola Müller (SP): Nachhaltige 
und kreislauffähige Bauweise bei städtischen Hoch- und Infrastrukturbauten 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Die Einwohnerratsfraktionen, GLP, Grüne und SP haben am 
21. September 2023 die Motion "Nachhaltige und kreislauffähige Bauweise bei städtischen 
Hoch- und Infrastrukturbauten" eingereicht mit folgendem 

Antrag 

Hochbauten (Neubau und Sanierung) ab einem Investitionsvolumen von 6 Millionen Fran-
ken, bei welchem die Stadt als Bauherrin auftritt, sollen zusätzlich zu den bestehenden 
Vorgaben der Stadt nach dem Label SNBS-Hochbau Gold (Standard Nachhaltiges Bauen 
Schweiz) ausgeführt und zertifiziert werden. Infrastrukturbauten der Stadt von über 6 Mil-
lionen Franken sollen, zusätzlich zu den bestehenden Vorgaben der Stadt, nach dem SNBS-
Infrastruktur geplant und ausgeführt werden. 

Mit Botschaft vom 9. September 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung 
mit folgendem 

Antrag 

Die Motion "Nachhaltige und kreislauffähige Bauweise bei städtischen Hoch- und Infra-
strukturbauten" wird nicht überwiesen 

Von Seiten der Motionärinnen und Motionäre sind dann sowohl die Ratsleitung als auch 
die Fraktionspräsidien darüber informiert worden, dass man die Motion in ein Postulat um-
wandeln möchte. Gemäss unseren vorgenommenen Abklärungen ist das nicht möglich, 
weil der Stadtrat die vorliegende Motion als motionsfähig beurteilt, diese jedoch inhaltlich 
nicht überwiesen werden soll. Eine Umwandlung in ein Postulat ist somit nicht möglich, 
weil die Motionsfähigkeit gegeben ist. Jetzt geht die Frage an die Motionärinnen und Moti-
onäre, ob sie die Motion begründen möchten oder wie das weitere Vorgehen aussieht. 

Lea Naon, Mitglied: Wir haben jetzt auch gerade noch intensiv diskutiert und auch noch 
vor der Sitzung das Einwohnerratsreglement studiert. Wir gelangen zu anderen Schlüssen. 
Für uns besteht die Möglichkeit, eine Motion in ein Postulat umzuwandeln. Im Reglement 
steht: "Der Einwohnerrat kann auf Antrag des Stadtrats oder eines Mitglieds des Einwoh-
nerrats mit Zustimmung der Motionärin oder des Motionärs eine Motion als Postulat über-
weisen. Andernfalls wird darauf nicht eingetreten". Ich bin Einwohnerrätin und Motionärin 
und ich würde gerne beantragen, die Motion als Postulat zu überweisen. Wir haben jetzt 
ein bisschen wenig Zeit gehabt, um das Ganze auch zu analysieren und abzusprechen. Ich 
würde deshalb gerne einen Ordnungsantrag stellen, um das Traktandum zu verschieben, 
damit wir Zeit haben, um Abklärungen zu treffen und das Geschäft an der nächsten Ein-
wohnerratssitzung noch einmal vorzubringen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung  

über den 

Ordnungsantrag 
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Der Einwohnerrat fasst mit 41 Ja-Stimmen gegen 3 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Das Traktandum wird auf die nächste Sitzung verschoben. 
 
 
Schluss der Sitzung 20.50 Uhr 
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